
",
I

..

Beilage 111/1975zum kurzsm.riftlidlen Berldlt des o. ö. Landtages, XXI. Gesetzgebungsperiode 1

Bericht des Ausschusses für öffentliche Wohlfahrt
betreffend das Gesetz, mit dem das O. ö. Krankenanstaltengesetz geändert wird

(0. ö. KrankenanstalteiIgesetz-Novelle 1975)

(L - 229/2 - XXI)

In den Angelegenheiten der Heil- und Pflegean-
stalten obliegt nach Art. 12 Abs. 1 Z. 1 B-VG. 1929
[seit I. Jänner 1975 gemäß der B-VG.-Novelle 1974,
BGBI.NI. 444, früher Art. 12 Abs. 1 Z. 2 B-VG. 1929)
dem Bund die Gesetzgebung über die Grundsätze,
den Ländern die Erlassung von Ausführungsge-
setzen und die Vollziehung . Ausgenommen ist die
Regelung der sanitären Aufsicht über die Heil- und
Pflegeanstalten, die nach Art. 10 Abs. 1 Z. 12
B-VG. 1929 in die Gesetzgebungs- und Vollziehungs-
kompetenz des Bundes fällt.

Die B-VG.-Novelle 1974 hat folgende KlarsteIlung
gebracht: Soweit und solange der Bund in einer An-
gelegenheit der Grundsatzgesetzgebung . keine
Grundsätze aufgestellt hat, kann die Landesgesetz-
gebung salme Angelegenheiten frei regeln; erst
wenn der Bund Grundsätze aufstellt, sind die lan-
desgesetzlichen Bestimmungen binnen der bundes-
gesetzlich zu bestimmenden Frist dem Grundsatz-
gesetz anzupassen (siehe den vorletzten und letzten
Satz des Art. 15 Abs. 6 B-VG. 1929 in der Fassung
der B-VG.-Novelle 1974).

Für das Verhältnis von Grundsatzgesetz und
Ausführungsgesetz hat der Verfassungsgerichtshof
im Erkenntnis vom 13. Oktober 1972, G 20, 21172
(51g. Nr. 6885), unter Hinweis auf sein Erkenntnis
Slg. Nr. 5921/1969 ausgeführt, daß nur das Ausfüh-
rungsgesetz an die Vollziehung gerichtet ist und
nur dieses daher am Gesetzmäßigkeitsgebot des
Art. 18 Abs. 1 B-VG. 1929 gemessen werden kann.
Das Grundsatzgesetz allein ist nicht vollziehbar.
Der Bundesgesetzgeber kann die Ausführung der
von ihm aufgestellten Grundsätze nur durch die
Bestimmung einer Frist für die Ausführungsgesetz-
gebung und die mit Ablauf dieser Frist vorläufig
auf ihn übergehende Zuständigkeit zur Ausfüh-
rungsgesetzgebung sicherstellen (siehe Art. 15Abs. 6
zweiter bis vierter Satz B-VG. 1929).

Für das Verhältnis von Grundsatzgesetz und Aus-
führungsgesetz ist ferner die im Erkenntnis des
Verfassungsgerichtshofes vom 7. März 1974,G 37173,
getroffene Feststellung von Bedeutung, daß im Falle
der Aufhebung der grundsatzgesetzlichen Bestim~
mung durch den Verfassungsgerichtshof unter
Setzung einer Frist für das Außerkrafttreten
[Art. 140 Abs. 3 B-VG. 1929) die ausführungsgesetz-
lichen Bestimmungen bis zum Ablauf dieser Frist
verfassungsrechtlich unangreifbar sind. .

Durch die 2. Novelle zum Krankenanstaltengesetz,
BGBI.NI. 281/1974, wurde die Rechtslage im Bereich
der Grundsatzgesetzgebung geändert. Dies erfor-

dert - schon im Hinblick auf die vom Bundesgesetz-
geber vorgenommene Fristsetzung - eine entspre-
chende Novellierung des O. ö. Krankenanstaltenge-
setzes (0. ö. KAG.).

Die wesentlichsten Neuerungen, die im Sinne des
Grundsatzgesetzes in diesem Entwurf ausgeführt
werden, sind folgende:

a) Neufassung der Begriffsbestimmungen der Kran-
kenanstalten,

b) Typisierung der allgemeinen Krankenanstalten,
c) grundsätzliche Festlegung von Einzugsgebieten

allgemeiner Krankenanstalten,

d) Wegfall der Einschränkung der Sicherstellung
öffentlicher Krankenanstaltspflege auf unbemit-
telte Kranke,

e) Beschränkung auf zwei Gebührenklassen,

f) Einbeziehung gewisser bisheriger Sondergebüh-
ren in die Pflegegebühr und Festsetzung einer
einheitlichen Pflegegebühr für beide Gebühren-
klassen - hiedurch Vereinfachung in der Ge-
bührenverremnung,

g) Erleichterung des Arzneimittelbezuges und

h) Anpassung des Aufgabenumfanges der Anstalts-
ambulatorien an die durch die bestehenden Ver-
hältnisse gegebenen Notwendigkeiten.

Durch das bereits zitierte Erkenntnis des Verfas-
sungsgerichtshofes Slg. NI. 6885/1972 wurden mit
Wirkung vom 30. September 1973 § 28 Abs. 5 des
Krankenanstaltengesetzes und der darauf gegrün-
dete § 44 Abs. 4 und 5 O. Ö. KAG. - die Regelung
über das Schiedsgericht - als verfassungswidrig
aufgehoben (siehe die Kundmachung des Landes-
hauptmannes von Oberösterreich vom 27. Dezem-
ber 1972, LGBI. NI. 4/1973). Es ist daher notwendig,
in verfassungskonformer Weise eine neue Regelung
für die Entscheidung von Streitigkeitenzwisdlen
Sozialversicherungsträgern und Krankenanstaltsträ-
gern zu treffen. Als zuständige Behörde soll eine
Schiedskommission errichtet werden.

Zu den einzelnen Bestimmungen des Entwurfs ist
folgendes zu bemerken:

Zu Art. I:

Zu Z.I:
Die Begriffsbestimmung der Krankenanstalten im
§ 1 Abs. 1 umfaßt nach bisherigem Recht nur die
Untersuchung und Behandlung Kranker. Die Un-
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tersuchung Gesunder und die Vornahme opera-
tiver Eingriffe an Gesunden, zum Beispiel kos-
metischer Operationen, sind, obwohl sie de facta
schon derzeit in den Krankenanstalten durchge-
führt werden, bei strenger Auslegung nicht er-
faßt. Aud1 die normale Entbindung, die aus me-
dizinischer Sicht einen physiologischen Vorgang
darstellt, kann nur im Wege der systematischen
Auslegung im Hinblick auf die Anführung der
Gebäranstalten und Entbindungsheime in § 2 Z. 5
einbezogen werden. Eine entsprechende Veran-
kerung dieser Arten der ärztlichen Betreuung im
Gesetz ist daher notwendig.
Weiters erscheint die bisherige Umschreibung
des. Begriffs der Pflegeanstalten, die auf die
Unheilbarkeit abgestellt war, im Hinblick auf
den Fortschritt der Medizin überholt. Nunmehr
gelten auch Pflegeanstalten, in denen chronisch
Kranke untergebracht sind, als Krankenanstal-
ten, so daß die Ausnahmebestimmung des § 1
Abs. 2 Iit. b zu entfallen hat.
Gemäß § 22 Abs. 1 des Arbeitnebmerschutzge-
setzes, BGBL Nr. 234/t972, ist in jedem Betrieb,
in dem regelmäßig mehr als 750 Arbeitnehmer
beschäftigt sind, ein betriebs ärztlicher Dienst
einzurichten. Dieser unterscheidet sich in seinen
Aufgaben und Einrichtungen von den Kranken~
anstalten. Zur KlarsteIlung ist eine Ergänzung
des § 1 Abs. 2 Iit. c O. ö. KAG. (nunmehr § 1
Abs. 3 lit. b) geboten.

Zu Z. 2 bis 4 und 6:

Aus den zu Z. 1 angeführten Gründen sind auch
die Begriffe der allgemeinen Krankenanstalt, der
Sonderkrankenanstalt, der Pflegeanstalt und des
selbständigen Ambulatoriums neu zu formulie-
ren. Unter einer kurzfristigen Unterbringung im
Sinne des § 2 Z. 7 in der Fassung des Entwurfs
ist eine in der Regel 24 Stunden nicht überstei~
gende Unterbringung zu verstehen.

ZuZ.5:
In zahlreichen Memoranden und Expertisen, ins-
besqndere in einem von Experten der Weltge-
sundheitsorganisation erstellten Gutachten, wird
die Einteilung der allgemeinen Krankenanstalten
in Kategorien empfohlen. Ein solches Konzept
verwirklicht der neue § 2 a.
Als erste Stufe wird eine ausreichende Grund-
versorgung für die in einem bestimmten Einzugs-
gebiet wohnende Bevölkerung vorgesehen, deren
Träger, die Standardkrankenanstalten, gewissen
Mindestanforderungen entspredlen müssen, Der-
zeit ist lediglich als eine der Voraussetzungen
der Gemeinnützigkeit im § 19 Abs. 2 O. Ö. KAG.
bestimmt, daß in allgemeinen Krankenanstalten,
soweit sie nicht von Gebietskörperschaften be-
trieben werden, mindestens je eine Abteilung für
die Behandlung oder Heilung internistischer und
chirurgischer Fälle bestehen muß und im übrigen
anderwärtige fachärztliche Behandlung durch
Fachärzte der betreffenden medizinischen Son-
dergebiete als Konsiliarärzte gesichert sein muß.
Nach dem Entwurf sollen nun alle allgemeinen

Krankenanstalten die Grundversorgung zumin-
dest in der für Standardkrankenanstalten (Abs. 1
lit. a) umschriebenen Form gewährleisten.
Als zweite Stufe soll die Versorgung der Bevöl-
kerung größerer Gebiete durch Krankenanstalten
mit entsprechend erweiterter Ausstattung ge-
sichert werden (Abs. 1 lit. b, Schwerpunktkran-
kenanstalten) .
Für die dritte und höchste Stufe der Versorgung
sind Zentralkrankenanstalten vorgesehen. Sie
sollen dem jeweiligen Stand der medizinischen
Wissenschaft entsprechende hochspezialisierte
Einrichtungen auf allen Gebieten der Medizin
J.ufv;Gisen (Abs, 1 lit. cl' Da dieStm Aufun.leruu~
gen jedenfalls die Universitätskliniken entspre-
chen, haben diese ex lege als Zentralkrank~nan-
stalten zu gelten (Abs. 2).

Die Zuordnung der allgemeinen Krankenanstal-
ten zu Einzugsgebieten wird im § 21 Abs, 3 in
der Fassung des Art. I Z. 27 vorgenommen.

Es erscheint geboten, zu bestimmen, daß die Vor-
aussetzungen für die Einrichtung von Standard-,
Schwerpunkt- und Zentralkrankenanstalten auch
dann erfüllt sind, wenn die vorgesehenen Ab-
teilungen zwar örtlich getrennt untergebracht,
aber doch funktionell~organisatorisch verbunden
sind (Abs. 3), ferner, daß die Voraussetzungen
für die Einrichtung von Standard- und Schwer-
punktkrankenanstalten auch dann erfüllt sind,
wenn in diesen Krankenanstalten nicht alle vom
Gesetz geforderten Abteilungen vorhanden sind,
diese Abteilungen aber in einer anderen Kran-
kenanstalt desselben Einzugsbereiches bereits
bestehen und ein zusätzlicher Bedarf nicht ge-
geben ist (Abs. 4: zum Beispiel wäre im Hinblick
auf das Bestehen des Landeskinderkrankenhau-
ses Linz die Errichtung von Kinderabteilungen
in den Linzer Schwerpunktkrankenanstalten ent-
behrlich).
Die Landesregierung soll zu den geeigneten
Zeitpunkten feslstellen, daß die allgemeinen
Krankenanstalten jeweils der im O. ö. Kranken-
anstaltenplan (§ 21 Abs. 4 in der Fassung des
Art. I Z. 27) vorgesehenen Art entsprechen
(Abs.5).

•

Zu Z. 7:
Der neue Abs, 5 des § 3 setzt eine Frist von drei
Jahren dafür, daß der BewiUigungsinhaber von
der erteilten ErrichtllngsbewiVigung Gebrauch
madlt, Sofern es die Versorgung der Bevölkerung
mit Krankenanstalten gebietet, hat die Landesre-
gierung die Bewilligung nach Ablauf der Drei-
jahresfrist zurückzunehmen. Dies kommt etwa
dann in Betracht, wenn ein anderer Träger bereit
ist, rasch zu bauen.

Zu Z. 8:
Durch die Neufassung des § 5 Abs. 1 soll sicher~
gestellt werden, daß bei Veränderung der Art
oder Bestimmung einer Krankenanstalt (Umfunk~
tionierung) die im Verfahren über eine Errich~
tungs- und Betriebsbewilligung zu beachtenden
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Voraussetzungen, insbesondere der Bedarf nach
Maßgabe des O. ö. Krankenanstaltenplanes (siehe
§ 21 Abs. 4 in der Fassung des Art. I Z. 27),
geprüft werden.

Zu Z. 9 bis 13:
Diese Bestimmungen bringen verschiedene Neue-
rungen für die vom Rechtsträger der Kranken-
anstalt zu erlassende Anstaltsordnung (§ 7).
In den Krankenanstalten sollen neben den Ab-
teilungen für Akutkranke zusätzlich Abteilungen
für Langzeitbehandlung oder innerhalb von Ab-
teilungen getrennte Pflegegruppen für Akutkran-
ke und für Langzeitkranke eingerichtet werden
können (Neufassung des Abs. 2 lit. a).
Es sollen weiters die für die Führung von Tages-
und Nachtabteilungen nötigen rechtlichen Vor-
aussetzungen geschaffen werden (Neufassung
des Abs. 2 lit. c).
Der dem Abs. 2 lit. d anzufügende Hinweis auf
das Dienstredü und Arbeitsvertragsrecht er-
scheint aus zwei Gründen geboten:
a} DienstrechUiche und arbeitsvertragsrechtliche

Regelungen fallen unter andere Kompetenz-
tatbestände als das Krankenanstaltenrecht.
Dies hat das Erkenntnis des Verfassungsge-
ridltshofes vom 19. März 1974, G 31/73, klar-
gestellt, mit dem eine Bestimmung des
NO. Krankenanstaltengesetzes 1958 über die
Verteilung der Sondergebühr "ärztliches Ho-
norar" an die Ärzte aufgehoben wurde, weil
sie als Norm teilweise dienstrechtlichen In-
halts nicht die Kompetenzverteilung auf dem
Gebiet des Dienstrechts beachtete. Der im Ent-
wurf vorgesehene deklarative Hinweis soll
die Abgrenzung zwischen Krankenanstalten-
recht einerseits und Dienst-, Arbeits- sowie
allgemein bürgerlichem Recht andererseits
erleichtern.

b) Es besteht auch ein Zusammenhang mit der
Norm des Abs. 5 in der Fassung des Entwurfs.
Abs. 5 richtet sich an den Krankenanstalten~
träger als Normadressaten und bindet ihn
nur bezüglich der Erlassung der Anstalts-
ordnung. Dienstrechtliche oder sonstige Be-
ziehungen zwischen dem Träger und dem Per-
sonal der Anstalt bleiben unberührt. Dies
kann ebenfalls aus dem in Abs. 2 lit. d vor-
gesehenen Hinweis klar ersehen werden.

Durch die neue lit. e des Abs. 2 soll gewähr-
leistet werden, daß die Bettenzahl der einzelnen
Abteilungen dem Erfordernis einer medizinisch
wirksamen und verantwortbaren Behandlung ent-
spricht.
Im Abs. 4 ist lediglich eine Zitierung an die neue
Rernbldye anzupassen.
Der neugefaßte Abs. 5 entspricht dem § 6 Abs. 3
KAG. in der Fassung der 2. Novelle, der im
Zusammenhang mit der ab 1. Jänner 1975 wirk-
samen Erweiterung der StraffreisteIlung des
Schwangerschaftsabbruchs durch· § 97 Abs. 1 des
Strafgesetzbuches, BGBL Nr. 60/1974, geschaffen
wurde. Auf den dritten Satz des § 27 Abs. 2 in
der Fassung des Art. I Z. 32 und die Erläuternden
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Bemerkungen zu dieser Entwurfsbestimmung ist
zu verweisen.
Der neue Abs. 6 trägt dem Wesen und den kom-
plexen Aufgaben des modernen Krankenhauses
Rechnung, zu deren Bewältigung die Zusammen ..
arbeit von Leitungskräften verschiedener Fach ..
richtungen notwendig ist. Da die den einzelnen
Führungskräften der Krankenanstalten zukom ..
menden Aufgahen nach dem Willen des Grund-
satzgesetzgebers (§ 6 a zweiter Satz KAG. in der
Fassung der 2. Noveile) durch Vorschriften über
eine kollegiale Führung nicht beeinträchtigt wer-
den dürfen, wäre die Fassung verbindlicher Be-
schlüsse nicht zulässig. - Die weitergehende
zwingende Vorschrift des § 12 Abs. 1 letzter
Satz in der Fassung des Art. I Z. 21 wird hiedurch
nicht berührt.
Der bisherige Ahs. 5 besteht mit modifiziertem
Inhalt als Abs. 7 weiter, der bisherige Abs. 6
inhaitlich unverändert als Abs. 8.

Zu Z. 14:

Im § 8 Abs. 2 werden folgende terminologische
Änderungen vorgenommen: Der Ausdruck. "Pro-
sektur" wird durch den Begriff "Institute" ersetzt;
Prosektur läßt sich unter den Oberbegriff "Insti-
tute" subsumieren (Pathologisches Institut). Die
durch § 32 geänderte Rechtslage auf dem Gebiet
der ambulanten Untersuchung und Behandlung
macht die Bestellung eines eigenen Leiters für
ein Anstaltsambulatorium entbehrlidl.
Die Bestlmmung des geltenden. § 8 Abs. 4, daß
mit Zustimmung der Landesregierung von der
Bestellung eines ärztlichen Leiters für. Gene-
sungsheime abgesehen werden kann, wird auf
Pllegeanstalten für chronisch Kranke ausge-
dehnt.

Zn Z. 15:
Der neue § 9 a verpflichtet jede Krankenanstalt
zur Bestellung eines Krankenhaushygienikers.
Die gewählte Formulierung schließt. nicht aus,
daß für mehrere Anstalten die gleiche Person
bestellt wird.

Zn Z. 16 bis 19, 34 und 49:
In Anpassung an den tatsächlichen Sprachge-
brauch soll statt von Krankheitsgeschidlten nun4

mehr von Krankengeschichten die Rede sein.

Durch die vorgesehene Änderung des § 11 Abs. 2
wird sowohl im Interesse der einzelnen Patienten
als auch aus medizinisch~wissenschaftlichem Inter-
esse die Verpflichtung zur Aufbewahrung der
Krankengeschichten durch mindestens 30 Jahre
allgemein statuiert, wobei jedoch die Möglichkeit
der Aufbewahrung in Form von Mikrofilmen ein-
geräumt wird.
Die unentgeltliche Ubermittlung von schriftlichen
Unterlagen über die Behandlung des Pfleglings
in der Krankenanstalt an den einweisenden
oder behandelnden Arzt erscheint unter dem
Gesichtspunkt der Zusammenarbeit 'zwischen
Krankenanstalten und frei praktizierenden Ärz-
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ten geboten. Da dies zu einer administrativen und
finanziellen Mehrbelastung der Krankenanstal-
tenlräger führt, sollen solche Abschriften weiter-
hin nur über Anforderung hergestellt werden
(siehe den unverändert bleibenden dritten und
vierten Satz des § 11 Abs. 3).

Zu Z. 20:
Der neue § 11 a enthält im Hinblick auf die be-
deutende Funktion, die dem Pflegedienst im Rah-
men des Betriebes einer Krankenanstalt zu-
kommt, Regelungen über die venlntwortliche
Leitung des PlIegedienstes. Als "fachlich ge-
eignete" Krankenpflegepersonen sind jedenfalls
jene diplomierten Krankenpflegepersonen in Be-
tradlt zu ziehen. die eine (möglichst zweise-
mestrige) Sonderausbildung für leitendes Pflege-
personal nadl § 57 b des sogenannten Kranken-
pflegegesetzes, BGBI.Nr.l0Z/1961, in der Fassung
BGBI. NT. 197/1973 erfolgreich absolviert haben
und über die notwendige berufliche Erfahrung
verfügen.
Die Rechtsträger der Krankenanstalten sollen
überdies verpflichtet werden, Vorkehrungen zu
treffen, daß das Krankenpflegepersonal von den
im Krankenpflegegesetz vorgesehenen Fortbil-
dungskursen Gebrauch machen kann: Dies kann
durch Veranstaltung eines Fortbildungslehrgan-
ges an der betreffenden Krankenanstalt oder aber
auCh. durch Gewährung eines Bildungsurlaubes
zum Besuch eines geeigneten Fortbildungslehr-
ganges, der an einer anderen Krankenanstalt
abgehalten wird, geschehen.

Zu Z. 21:
Durch das im neuen § 12 Abs. 2 enthaltene, an
den Krankenanstaltenträger gerichtete Gebot,
für die Aus- und Weiterbildung des Verwalters
und der in der Verwaltung tätigen Personen Vor-
sorge zu treffen, wird der Notwendigkeit der
Heranbildung eines fachlich besonders qualifi-
zierten Personals Rechnung getragen.

Zu Z. 22:
Wesentliche Voraussetzung für eine zeitgemäße
und zweckentsprechende Wirtschaftsführung ist
eine Form der Buchführung, die eine Kosten-
ermittlung und Kostenstellenrechnung zuläßt (sie-
he die neugefaßte lit. c des § 13 Abs. 2 sowie den
Auftrag des § 13 Ah•. 3 zur Verordnungserlas-
suug).

Zu Z. 23:
Der bisherige Abs. 2 des § 19 wird durch den
neuen § 2 a (siehe Art. I Z. 5) entbehrlidt.

Zu Z. 24:
§ 19 Abs. 1 Jit. e legt deizeit als Voraussetzung
für die Gemeinnützigkeit fest, daß die Pflege-
gebühren für alle PlIeglinge derselben Gebühren-
klasse in gleicher Höhe festgesetzt sind, Durch
die vorgesehene Ergänzung soll ermöglicht wer-
den, daß die Pflegegebühr - die in Hinkunft für

heide Gebührenklassen dieselbe sein soll
unter Bedachtnahme auf Abteilungen oder Pfle-
gegruppen für Akutkranke und für Langzeitbe-
handlung sowie auf Tag- oder Nadttbetrieb in
verschiedener Höhe festgesetzt werden kann.

Zu Z. 25:
Um den zunehmenden Wünschen nadt Aufnahme
in die höhere Gebührenklasse entgegenzukom~
men, soll der Anteil der für die Sonderklasse be-
stimmten Betten an der Gesamtbettenzahl einer
Anstalt bis zu einem Viertel betragen dürfen,
ohne daß die Gemeinnützigkeit der Anstalt be-
einträchtigt wäre.

,
"

Zu Z. 26:

Im Hinblick auf die Neufassung des § 5 Abs. 1
(siehe Art. I Z. 8) ist auch die Ubersdtrift der
Bestimmung über das Offentlichkeitsrecht (§ 20)
zu ändern.
Die Anführung des Ambulatoriums hat im Hin- ..
blick auf die Neu!assung des § 32 (Art. I Z. 36)
zu entfallen.

, Zu Z. 27:
Nach dem derzeitigen Wortlaut des § 21 Abs. 1
ist die Verpflichtung des Landes, für Kranken-
anstaltspflege Sorge zu tragen, auf unbemittelte
Personen beschränkt. Auf Grund von Verträgen
mit den Sozialversicherungsträgern und den Trä-
gern öffentlichvrechtlicher Krankenfürsorgeein-
richtungen hat aber schon bisher die Verpflich-
tung zur Sicherstellung von Anstaltspflege für
fast die gesamte Bevölkerung bestanden. Die Be-
sduänkung auf unbemittelte Personen ist daher
fallen zu lassen.
Eine besondere Regelung ist im § 21 Abs. 1 für
Personen zu treffen, die in der Nähe der Grenze
zu anderen Bundesländern wohnen.
Zu § 21 Abs. 3 ist speziell zu bemerken:
Die Festlegung des Einzugsgebietes allgemeiner ",
Krankenanstalten nach der Bevölkerungszahl, zu-
mindest in Ober- und Untergrenzen. ist sowohl
aUs gesundheitspolitischen als auch aus ökono-
mischen Gründen erforderlich.
Der bereits erwähnte Bericht von Experten der
Weltgesundheitsorganisation verweist darauf,
daß eine regionale Form der Organisation der
geeignetste Weg ist, um der Bevölkerung eines
größeren Gebietes moderne Diagnose- und Be-
handlungsmöglichkeiten zu erschließen. Kleinere
Krankenanstalten sollen die weniger hoch spezia~
lisierte Behandlung in einer größeren Anzahl
lokaler Zentren gewährleisten, während höher
bzw. höchst spezialisierte Einrichtungen durch
Sdlwerpunktkrankenanstalten bzw. Zentralkran-
kenanstalten in regionalen Zentren gesichert sein
sollen.
Nach internationaler Erfahrung soll eine Stan-
dardkrankenanstalt für 50.000 bis 90.000, eine
Sdtwerpunktkrankenanstalt für rund 300.000 und
eine Zentralkrankenanstalt für etwa 1 Million
Personen vorhanden sein. Diese Grenzen können
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aber bei Vorliegen besonderer topographischer
oder verkehrsmäßiger Verhältnisse sowohl über-
als auch unterschritten werden. Eine solche
Struktur ermöglicht ferner eine ökonomische
Betriebsführung und bietet den Fachärzten in
spezialisierten Abteilungen und entsprechenden
Einrichtungen Arbeitsgebiete, die eine Entfaltung
und Vertiefung der Fachkenntnisse gestatten.

Zu § 21 Abs. 4 ist speziell zu bemerken:

Die Planung der Versorgung der Bevölkerung
des Landes mit Krankenanstalten ist eine raUrn-
bedeutsame Maßnahme im Sinne des § 3 Abs. 2
des Raumordnungsgesetzes, LGBL Nr. 18/1972.
Bei dieser Fachplanung ist daher auf die Raum-
ordnungsgrundsätze Bedacht zu nehmen. § 9
Abs. 3 O. ö. ROG. sieht außer dem Landesraum-
ordnungsprogramm und regionalen Raumord-
nungsprogrammen auch Raumordnungsprogram~
me für Sachbereiche vor. Diese sind in Durch-
führung der Raumordnungsgrundsätze (siehe §§ 2
und 3 O. Ö. ROG.) sowie der Aufgaben der über-
örtlichen Raumordnung (§ 6 Z. 2 O. Ö. ROG.)
durch Verordnung der Landesregierung aufzu-
stellen. Dieser durch Verordnung zu' erstellende
Famplan soll die Bezeichnung ,,0. Ö. Kranken-
anstaltenplan" erhalten. Der O. ö. Krankenan-
staltenplan wird bei der vor Erteilung von Er-
richtungsbewilligungen vorgeschriebenen Be-
darfsprüfung (§ 3 Abs. I lit. a O. Ö. KAG.) sowie
bei Verlegungen und Veränderungen nach § 5
Abs. I und 2 O. Ö. KAG. zu beachten sein. Nach
den innerdienstlichen Vorschriften über den Ge-
schäftsgang beim Amt der o. Ö. Landesregierung
fallen solche Fachplanungen nicht in die Kompe-
tenz der Abteilung Raumordnung und Landes-
planung, sondern in die Kompetenz der für die
Materie, im vorliegenden Fall für das Kranken-
anstaltenrecht, zuständigen Fachabteilung (siehe
die Fußnote 5 des A-Blattes der Aufgabengruppe
Raumordnung und Landesplanung des Kompe-
tenzen-Kataloges) .

Zu Z. 28 und 29:

Nach der früheren Rechtslage hatte der Rechts-
träger einer Krankenanstalt, wenn diese selbst
keine Anstaltsapotheke besaß, Heilmittel für die
Anstalt aus einer öffentlichen Apotheke zu be~
ziehen. Diese Vorgangsweise führte zu Verzer-
rungen in der Wirtschaftsführung. Durch die
Apothekengesetznovelle 1973, BGBL Nr. 370,
wurde die Möglichkeit geschaffen, daß Anstalts-
apotheken (§ 35 des Apothekengesetzes) Arznei-
mittel auch an andere Krankenanstalten abgeben
(§ 36 Abs. 3 des Apothekengesetzes). Die Neu-
fassung des § 23 Abs. 3 nimmt auf diese neue
Rechtslage Bedacht.

Im Hinblick auf die Bedeutung, die einer sach~
gemäßen Arzneimittelgebarung für die gesund-
heitliche Betreuung der Pfleglinge einerseits und
für die wirtschaftliche Gebarung der Krankenan-
stalt andererseits zukommt, erscheint es gebo-
ten, den Arzneimittelvorrat auch in Krankenan-
stalten, die keine Anstaltsapotheke betreiben,
durch einen Arzneimittelfachmann laufend über-

prüfen zu lassen; dieser hat außerdem den äIzt ..
lichen Leiter in allen Arzneimittelangelegenhei~
ten fachlich zu beraten und zu unterstützen. So-
fern nicht bereits die beliefernde Apotheke diese
Aufgabe durchführt, ist zu diesem Zweck. ein
Konsiliarapotheker zu bestelleu (§ 23 Abs. 4
und 5). Dadurch kann an Stelle der bisher zumin-
dest einmal jährlich vorzunehmenden Prüfung
des Arzneimittelvorrates durch den Amtsarzt
mit einer lJberprüfung in Abständen von zwei
Jahren das Auslangen gefunden werden (§ 23
Abs.2).

Zu Z. 30:

Auf die Erläuterung zu § 8 Abs. 2 (Art. I Z. 14)
wird verwiesen.

Zu Z. 31:

In den Krankenanstalten werden derzeit in der
Regel drei Gebührenklassen geführt. Die Unter-
schiede in der Ausstattung und im Komfort
zwischen der dritten und der zweiten Klasse
einerseits und der zweiten und ersten Klasse
andererseits sind im Laufe der Jahrzehnte so
verwischt worden, daß die bisherige Klassenein-
teilung als überholt fallen soll. In Hinkunft
sollen in öffentlichen Krankenanstalten höchstens
zwei Gebührenklassen zulässig sein, die sich in
der medizinischen Behandlung und Betreuung und
der Verpflegung der Patienten nicht unterschei~
den. Der Unterschied der beiden Gebührenklas-
sen, die als "allgemeine Gebührenklasseu und
"Sonderklasse" zu bezeichnen sind, soll vor
allem in einer besseren Ausstattung der Zimmer
sowie einer geringeren Bettenanzahl in den
Krankenzimmern liegen.

Der bisherige Abs. 3 des § 26 wird durch die
Bestimmung des § 27 Abs. 5 in der Fassung des
Art. I Z. 32 ersetzt.

Zu Z. 32:
Die Neufassung des ersten, zweiten und vierten
Satzes des Abs. 2 des § 27 ergibt sich aus der
Anderung des § 1.

Der dritte Satz des Abs. 2 beruht auf folgenden
Uberlegungen: § 19 lit. b nonniert als eine der
Voraussetzungen der Gemeinnützigkeit, daß
"jeder Aufnahmsbedürftige nach Maßgabe der
Anstaltseinridltungen aufgenommen wird". Auf~
nahmsbedürftig in diesem Sinn ist der Kreis der
"anstaltsbedürftigen Personen", den § 27 Abs. 3
in der Fassung des Entwurfs dahin umschreibt,
daß der auf Grund ärztlicher Untersuchung fest-
gestellte geistige oder körperliche Zustand der
Personen die Aufnahme in Krankenanstaltspflege
IIp.rfordert'' (sowie auch dahin, daß Personen von
einem Sozialversidlerungsträger zum Zweck
einer Begutachtung im Zusammenhang mit einem
Verfahren über die Gewährung von Leistungen
eingewiesen werden). Als aufnahmsbedürftig in
diesem Sinn gelten umso mehr die tI unabweis-
baren Kranken" (§ 27 Abs. 2 letzter Satz und
Abs. 4 in der Fassung des Entwurfs). Hingegen
enthält der erste Satz des § 27 Abs. 2 in der Fas-
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sung des Entwurfs eine Bestimmung, die nicht
die Frage regelt, welche Personen aufgenommen
werden müssen, sondern die Frage, welche Per-
sonen aufgenommen werden dürfen: Andere als
Anstaltsbedürftige und als Personen, die sich
einem operativen Eingriff unterziehen, dürfen -
abgesehen von den Ausnahmefällen des § 27
Abs. 6 und 7 (Mutter und Säugling, sonstige be-
sonders berücksichtigungswürdige Fälle) - nicht
aufgenommen werden. Das Gesetz unterscheidet
hier zwischen anstaltsbedürftigen und solchen
Personen, die sich, ohne anstaltshedürftig zu
sein, einem operativen Eingriff unterziehen wol-
len. Dieser letztgenannte Personenkreis gehört
daher auch niehi. LU uen dUlnuhmsbedürftigen
Personen im Sinne des § 19 lit. b.
Der Rechtsträger einer Krankenanstalt kann da-
herlohne die Gemeinnützigkeit der Anstalt zu
beeinträchtigen, seine Anstaltseinrichtungen
(siehe § 27 Abs. 2 zweiter Satz) derart vorsehen
bzw. bereitstellen, daß Personen, die - ohne an-
staltsbedürftig zu sein - die Durchführung opera-
tiver Eingriffe begehren, nicht aufgenommen
werden. Hiebet ist zu beachten, daß unter den
Anstaltseinrichtungen sowohl die sachliche als
auch die personelle Ausstattung der Anstalt zu .
verstehen ist. Von Bedeutung ist dies etwa für
kosmetische Operationen, aber vor allem auch
für medizinisch nicht indizierte Schwangerschafts-
abbrüche. Nähere Bestimmungen kann die An-
staltsordnung treffen. Insoweit würde eine solche
Bestimmung in der Anstaltsordnung nicht dem
in § 7 Abs. 5 in der Fassung des Art. I Z. 12 ent-
haltenen Verbot widersprechen.
Im Abs. 3 wird die bisher geübte Praxis, Perso-
nen über Zuweisung eines Sozialversicherungs-
trägers zum Zweck. einer Begutachtung im Zu-
sammenhang mit einem Verfahren über die Ge~
währung von Leistungen in eine Krankenanstalt
aufzunehmen, im Gesetz verankert.
Im Abs. 4 wird ausdrücklich festgehalten, daß
Frauen, wenn die Entbindung unmittelbar be-
vorsteht, als unabweisbar zu betrachten sind.
Abs. 5 ergibt sicl1aus den im § 19 für die Gemein-
nützigkeit aufgestellten Voraussetzungen, dem
im § 28 aufgesteUten Grundsatz, daß unbedingt
notwendige Erste ärztliche Hilfe niemandem ver-
weigert werden darf, sowie aus dem Erkenntnis
g.es Verwaltungsgerichtshofes vom 2. Juli 1963,
ZI. 861/62, Sig. NF 6063 A, demzufolge unabweis-
bare Kranke bei Uberfüllung der allgemeinen
Gebührenklasse ohne Aufzahlung in Betten der
Sonderklasse unterzubringen sind.

Zu Z. 33 und 55:

Hier erfolgt eine Anpassung an die durch das
O. ö. Soziaihiilegesetz, LGBI. Nr. 66/1973, geän-
derte Terminologie.

Zu Z. 35:

Der § 31 (Prosektur) kann im Hinblick auf die
im neuen § 2 a Abs. 1 vorgesehene Regelung
entfallen.

Zu Z. 36:
Im Zusammenhang mit der Neufassung der Be-
griffsbestimmung der Krankenanstalten im § 1
ergibt sich die Notwendigkeit, die Umschreibung
des Aufgabenumfanges der Anstaltsambulatorien
im § 32 Abs. 1 an die bestehenden Verhältnisse
anzupassen. Während nach der bisherigen Rechts- ,j

lage die Krankenanstalten das Recht haben, An-
staltsambulatorien zu führen (..in öffentlichen
Krankenanstalten können Anstaltsambulatorien
betrieben werden") und für die Errichtung und 1~

den Betrieb ein gesondertes Bewilligungsverfah~
ren nötig ist, soUen die öffentlichen Krankenan-
stalten nunmehr verpflichtet werden, für die in
lit. abis e des Abs. 1 angeführten Zwecke Per~
sonen ambulant zu behandeln, so daß die Durch-
führung eines gesonderten Errichtungs- und Be-
triebsbewilligungsverfahrens (unbeschadet des
§ 5 Abs. I in der Fassung des Art. I Z. 8) und
die Erstellung einer eigenen Ambulatoriumsord-
nung zu entfallen hat. Die Bestimmungen beste-
hender Ambulatoriumsordnungen werden in die ..
Anstaltsordnungen einzubauen sein.
Weiters soi! durch den Ab•. 2 des § 32 der Kran-
kenanstalt das Recht eingeräumt werden, Vor~
sorgeuntersuchungen ambulant durchzuführen.
Durch die Durchführung von VorsorgeunteI-
suchungen dürfen jedoch die im Abs. 1 umschrie-
benen Pflichten der Krankenanstalt nicht beein-
trächtigt werden. Damit dies von der Behörde
kontrolliert werden kann, wird dem Anstalts-
träger eine Anzeigepflicht auferlegt.
Die ambulante Untersuchung oder Behandlung
wird je nach der Art des Falles von der zustän-
digen Fachabteilung (Institut oder Laboratorium)
vorzunehmen sein, so daß die Organisationsein-
heit "Ambulatorium" wegfällt. Der Leiter der
betreffenden Abteilung (Instituts- oder Labora-
toriumsleiter) trägt für die Untersuchung oder
Behandlung die Verantwortung. Für die Bestel-
lung eines eigenen Ambulatoriumsleiters bleibt
daher kein Raum (siehe auch § 8 Abs. 2 in der
Fassung des Art. I Z. 14 und § 24 Abs. I in der ...
Fassung des Art. I Z. 30). ....

Zu Z. 37 und 38:
Während derzeit für die drei Gebührenklassen
die Pflegegebühren in unterschiedlicher Höhe
festgesetzt werden, soll es künftig aus Gründen
der Vereinfachung eine einheitlime Pflegegebühr
für die beiden Gebührenklassen geben (§ 38 in
der Fassung des Art. I Z. 44).
Nach der derzeitigen Fassung des § 33 sind die
Leistungen, für welche die Pflegegebühr der all-
gemeinen Gebührenklasse das Entgelt darstellt,
taxativ aufgezählt. Nunmehr sollen - unbescha-
det des Abs. 2 des § 33 - in der allgemeinen
Gebührenklasse alle Leistungen der Krankenan-
stalt mit der Pflegegebühr abgegolten werden.
Während derzeit zum Beispiel die Kosten für die
Beistellung von Blutersatz und gewissen thera-
peutischen Behelfen als Sondergebühr verrech-
net werden, sollen diese Kosten künftig in der
Pflegegebühr enthalten sein.
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Die Landesregierung wird in einer. sowohl dem
Redltsstaatsprinzip als auch dem Grundsatz-
gesetz entsprechenden Weise ermächtigt, durch
Verordnung diejenigen orthopädischen Hilfsmit-
tel aufzuzählen, deren Kosten nicht in den Pflege-
gebühren inbegriffen sind. Hiedurch sollen Un-
klarheiten, die Anlaß zu Streitigkeiten geben
könnten, beseitigt werden.

Zu Z. 39:
An die Stelle des § 34 sollen die §§ 34, 34 a und
34 b treten.

§ 34 (Sondergebühren) :
Es soll entsprechend der bisherigen Rechtslage
sowohl solche SOlldergebühren geben, die für
Patienten beider Gebührenklassen gelten (Abs. 1
lit. a und b), als aum solche, die nur für Patienten
der Sonderklasse gelten (Abs. I lil. c und d).

Die Anstaltsgebühr soll als prozentueller Zu-
schlag zur Fflegegebühr berechnet werden
(Abs. 1 lit. c in Verbindung mit dem zweiten
Satz des Abs. 2). Dieses Abgehen von der bis~
herigen komplizierten Berechnungsart entspricht
dem Grundsatz der Verwaltungsvereinfachung
und ermöglicht eine leichtere rechnerische Uber-
prüfung. Mit der Anstaltsgebühr wird - unbe-
schadet der Bestimmungen des Abs. 1 lit. d über
die allfällige Hebammengebühr und des § 34 a
über die Ärztehonorare - der besondere Auf-
wand, der der Krankenanstalt für die in der Son-
derklasse untergebrachten Pfleglinge erwächst,
abgedeckt.

§ 34 a (Arztehonorare) :
§ 27 Abs. 4 lit. d des Grundsatzgesetzes in der
Fassung der 2. Novelle zum Krankenanstalten-
gesetz lautet:
(Durch die Landesgesetzgebung ist zu bestim-
men:)

"d) in welchem Ausmaß und in welcher Weise
die Aufteilung der weiteren Entgelte in der
Sonderklasse und der Beiträge für die ambula-
torische Behandlung an die Abteilungsleiter
(Instituts- oder Laboratoriumsvorstände) und
an die anderen Ärzte des ärztlichen Dienstes
sowie die Aufteilung zwischen dem Abtei-
lungsleiter (Instituts- oder Laboratoriumsvor-
stand) und seinem Vertreter zu erfolgen hat;"

Sofern diese Geldbeträge den genannten Ange-
hörigen des ärztlichen Dienstes, die in einem
Dienst- oder Arbeits(Angestellten)verhältnis
stehen, von seiten des Anstaltsträgers zu zahlen
sind, liegt eine Regelung des Dienst-· bzw. Ar-
beitsrechts vor." Dif:5 ergibt sich aus dem Er-
kennmis des Verfassungsgerichtshofes vom
19. März 1974, G 31/73. Seit der B-VG.-Novel-
le 1974 ist § 27 Abs. 4 lit. d KAG. kompetenz-
rechtlich wie folgt zu beurteilen:

1. Soweit diese Bestimmung sich auf Bundesbe-
dienstete und auf Angestellte bezieht, ist sie
ein - nicht unmittelbar anwendbarer - bun-
desgesetzli91er Programmsatz.

2. Soweit diese Bestimmung sich auf Bedienstete
der Länder, Gemeinden und der Gemeinde-
verbände bezieht, gilt sie gemäß Art. XI
Abs. 2 der B-VG.-Novelle 1974 als bundes-
gesetzliche Bestimmung weiter, die jederzeit
durch eine landesgesetzliche Regelung ersetzt
werden kann.

Eine Regelung über die Weitergabe von Sonder-
gebühren und Ambulanzgebühren, die an sich
dem Anstaltsträger zufließen, an die Ärzte läge
also nur soweit in der Gesetzgebungskom'petenz
des Landes, als es um die Weitergabe an Ärzte
geht, die im Dienst des Landes, einer Gemeinde
oder eines Gemeindeverbandes stehen. ·Für die
übrigen Ärzte reicht die Gesetzgebungskompe-
tenz des Landes nicht aus.
Eine solche Regelung wäre wegen der damit ver-
bundenen Aufsplitterung nicht zielführend. Die
Regelung der Ärztehonorare muß sowohl im
Interesse der Arztk als auch der Anstaltsträger
und der Patienten einheitlich erfolgen.
Es ist daher unbedingt erforderlich, nach dem
Beispiel anderer Bundesländer ein anderes
System zu wählen: Nach dem neuen § 34 a gilt
das Ärztehonorar nicht mehr als Sondergebühr,
die grundsätzlich dem Anstaltsträger zufließt,
sondern als Entgelt, das den Ärzten unmittelbar
vom Patienten zu leisten ist. Die Krankenanstalt
hat zwar das Ärztehonorar vom Patienten ein-
zubringen, handelt dabei aber im Namen der
ÄrzteschafL Für die Höhe der Honorare gelten
Tarife, die von der Landesregierung durch Ver-
ordnung festzusetzen sind. Die Summe der den
beteiligten Ärzten gebührenden Einzelhonorare
einschließlich des der Anstalt gebührenden so-
genannten Rücklasses darf die durch diese Ver-
ordnung tarifmäßig festgesetzte Höhe des "Ärzte-
honorars " nid1t übersteigen. Die Aufteilung der
Ärztehonorare auf die beteiligten Ärzte (Abs. 3)
soll leistungsgerecht und praxisnahe durch die
Ärzte selbst mit Zustimmung des Anstaltsrechts-
trägers erfolgen. Nur wenn es auf diesem Weg
zu keiner Einigung kommt, soll die Landesregie-
rung - je nach dem Adressatenkreis durch Ver-
ordnung oder Bescheid - die Aufteilung regeln.

§ 34 b (Ambulanzgebühren) :
Aus Gründen der tJbersichtlichkeit wird die Re-
gelung der Ambulanzgebühren in einem eigenen
Paragraphen zusammengefaßt, obwohl die bei den
Teile der Ambulanzgebühr verschieden zu qua-
lifizieren sind. Der Anstaltsaufwandsanteil
(Abs. 2) ist eine der Anstalt zustehende Sonder-
gebühr im Sinne des § 34, der Ärztehonoraranteil
(Abs. 3) hingegen ein den Ärzten zustehendes
Honorar, für das die Bestimmungen des § 34 a
sinngemäß gelten.
Abs. 5 enthält eine im Hinblick auf § 33 Abs. 5
notwendige Regelung.

Zu Z. 40:
Neben redaktionellen Anpassungen an die Neu-
regelung der Ärztehonorare und Ambulanzge-
bühren bringt die Änderung des § 35 die Klar-
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stellung, daß bezüglidl Personen, denen Sozial-
hilfe durch Untersudlung, Behandlung und Pflege
in einer Krankenanstalt gewährt wird {§ 15 des
O. ö. Sozialhilfegesetzes, LGBL Nt. 66/1973), der
Ersatz durch unterhaltspflichtige Angehörige sidl
nach den Regeln des O. Ö. Sozialhilfegesetzes
und nidlt nach § 35 Abs. 2 des O. Ö. Krankenan-
staltengesetzes richtet, das heißt, daß in diesen
Fällen Großeltern und Enkel und weiter entfernt
Verwandte, sofern sie eine Unterhaltspflicht trifft,
aus diesem Rechtstitel nicht zur Ersatzleistung
herangezogen werden dürfen.

Zu Z. 41:
Die Höhe der Verzugszinsen für Säumigkeit bei
Bezahlung von Pflege-(Sonder-)gebührenrech-.
TIungen muß den tatsächlichen Gegebenheiten
angepaßt werden. Die gleiChe Höhe von 8,5 v, H.
ist im § 59 Abs. 1 und im § 63 Abs. 2 ASVG. in
der Fassung BGBL Nr. 775/1974 vorgesehen.

Es wird zugleich vorgesehen, daß die Rechnung
von vornherein einen Hinweis auf die Verzugs~
z~nsenregelung enthalten muß.

Zu Z. 42:
Nach dem Erkenntnis des Ve.rwaltungsge.richts~
hofes vom 30. Juni 1970, Zl. 568170, konnte prak-
tisch unbefristet mit Einsprüdlen gegen Pflege-
(Sonder-) gebührenvorschreibungen vorgegangen
werden. Nun soll im § 36 Abs. 7 klargestellt
werden, daß die Versäumung der Frist zur Ein-
bringung von Einsprüchen die Rechtsfolge der
endgültigen Festlegung der in der Pflege-(Son-
der-)gebührenredmung festgehaltenen Forderung

/nach sidl zieht.

Zu Z. 43:
Der Wegfall des § 36 Abs. 8 ist durdl den neuen
§ 34 a (Art. I Z. 40) bedingt.

Zu Z. 44:

In die Kundmachung der Landesregierung nach
§ 38 sollen neben den von der Landesregierung
festgesetzten Pflege-(Sonder-)gebühren auch die
gemäß § 37 kostendeckend ermittelten Beträge
aufgenommen werden. Aus den Erläuterungen
zur Regierungsvorlage betreffend die 2. Novelle
zum KAG., 769 BlgNR XlII. GP., geht hervor,
daß diese Bestimmung aus Gründen der Transpa-
renz in das Grundsatzgesetz aufgenommen
wurde. Von praktischer Bedeutung wird diese
Bestimmung als Entscheidungshille für den Ab-
sdlluß von Vereinbarungen nadl § 44 Abs. 1
und 2 und für Entscbeidungen nadl § 44 Abs. 4
(in der Fassung des Art. I Z. 51) sein.

.Zu Z. 45:

Im Hinblick. auf die nunmehr vorgesehene Diffe-
renzierung der Krankenanstalten nach ihren
Aufgaben soll dieser Umstand aueb bei der
Festsetzung der Pflege- und Sondergebühren
Berücksidltigung finden.

Zu Z. 46:
In Ausführung des durdl die 2. Novelle nicht
veränderten § 29 Abs. 1 KAG. - Oberösterreidl
hat bisher als einziges Bundesland keine Sonder-
bestimmungen für Ausländer erlassen - soll
nunmehr eine entsprechende Bestimmung als
§ 39 a aufgenommen werden. ,~

Durch die Bestimmung des Abs. 2 sollen das
Risiko der Uneinbringlichkeit von Forderungen
gegenüber Ausländern herabgesetzt und lang-
wierige Eintreibungsschriftwechsel verhindert
werden. Es ist zu betonen, daß die Aufnahme-
beschränkung für diejenigen Ausländer nicht gilt,
die Anspruch auf Leistung aus der gesetzlichen
Krankenversicherung gegenüber einem österR

reichischen Versicherungsträger oder gegenüber
einem sonstigen Versicherungsträger haben, der
auf Grund eines Sozialversicherungsabkommens
auCh für den Eintritt des Krankheitsfalles eines
Ausländers in tJsterreich leistungspflich.tig ist.

Zu Z. 47, 48 und 50: ..
Die §§ 40, 41 und 43 sind an § 44 in der Fassung
des Art. I Z. 51 anzupassen.

Zu Z. 51:

Das Erkenntnis des Verfassungsgerichtshofes
Slg. Nt. 6885/1972, mit dem § 28 Abs. 5 des
Krankenanstaltengesetzes und § 44 Abs. 4 und 5
des O. ö. Krankenanstaltengesetzes als verfas-
sungswidrig aufgehoben wurden, macht eine
Neukonzipierung der Vorschriften über die ver-
traglichen Beziehungen zwischen Krankenanstal-
tenträgern und Sozialversicherungsträgern und
die Schlichtung von Streitigkeiten aus diesen
Vertr~gen notwendig.
Dem § 44 Abs. 2 soll eine Bestimmung über Ver~
zugszinsen angefügt werden (vgl. § 36 Abs. 1 in
der Fassung des Art. I Z. 41). Der Abs. 3 des § 44
soll zwingend festlegen, daß über Streitigkeiten
zwischen dem Rechtsträger einer Krankenanstalt
einerseits und einem Krankenversicherungsträger
oder dem Hauptverband der österreichischen So-
zialversicherungsträger andererseits hinsichtlidl
der Anwendung bzw. Auslegung eines gemäß
Abs. 2 abgeschlossenen Vertrages eine Schieds-
kommission zu entscheiden hat.

Die Abs. 4 bis 8 treffen für diejenigen Fälle Vor-
sorge, in denen ein neuer Vertrag nicht zustande-
kommt. Die Schiedskommission hat die notwen-
digen Regelungen auf Antrag eines Streitteiles
durch Bescheid zu treffen (Abs. 4 und 7). Die
Abs. 5 und 6 sehen vor, daß die Sozialversid1~-
rungsträger für die Dauer eines vertragslosen
Zustandes den Krankenanstaltsträgern Voraus-
zahlungen zu leisten haben, die wenigstens die
Steigerung des Verbraucherpreisindex berück-
sichtigen und die auf die in der nachfolgenden
Entscheidung der Schiedskommission rückwir-
kend festgelegten Beträge anzurechnen sind. Da-
durch, daß es sich hier bloß um Akontierungen
handelt, wird nicht in die grundsätzliche Rege~
lung eirwegriffen, daß die Pflegegebührenersätze
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durch Vertrag oder durch Entscheidung der
Sdliedskommission festgelegt werden. Ferner
muß betont werden, daß die Bindung der Vor-
auszahlungen an den Verbraucherpreisindex le-
diglich bewirken soll! daß die Ersätze nicht hinter
dem allgemeinen Preisindex zurückbleiben und
die Krankenanstalten in Liquiditätssmwierigkei-
ten geraten; keinesfalls soll dies als Anhalts-
punkt dafür gelten, nach welchen Gesichtspunk-
ten neue Verträge abgeschlossen werden sollen
bzw. die Sdliedskommission ihre Entscheidung
treffen soll. Dieser endgültigen Festsetzung der
Pflegegebührenersätze werden ganz andere
Uberlegungen zugrundezulegen sein, die speziell
auf die Entwicklung auf dem Krankenanstalten-
sektor Rücksicht zu nehmen haben werden.

Die in den Abs, 9 und 10 vorgesehene Genehmi-
gung der Verträge durch die Landesregierung er-
scheint dann nicht erforderlich, wenn das Land
als Rechtsträger der Krankenanstalt Vertrags-
partner ist.

Zu Z. 52:
Im neuen' § 44 a werden Bestimmungen
über ·die Einrichtung, Zusammensetzung und
Funktion der Schiedskommission sowie über
das Verfahren vor der Schiedskommission ge·
troffen. Die Sdliedskommission, die beim Amt
der Landesregierung errid1tet wird und deren
Gesdläftsstelle das Amt der Landesregierung
ist, stellt eine Landesbehörde dar, der die be-
sondere Qualifikation einer Kollegialbehörde
nach Art. 133 Z. 4 B-VG. 1929 zukommt. Die Ent-
scheidungen der Schiedskommission unterliegen
daher weder der Aufhebung noch der Abände-
rung im Verwaltungsweg nom auch der Möglich~
keil des Ubergangs der Entscheidungspflicht an
eine höhere Verwaltungsbehörde. Auch ein
Rechtszug an den Verwaltungsgerichtshof - als
Bescheidbeschwerde oder Säumnisbeschwerde -
ist nach der derzeitigen Verfassungsrechtslage
ausgeschlossen. Allerdings wird ab 1. Juli 1976
nadl den Bestimmungen der am 15. Mai 1975
vom Nationalrat beschlossenen Novelle zum
B-VG. 1929 die Beschwerde an den Verwaitungs-
gerichtshof zulässig sein (Art. 133Z. 4 E- VG. 1929
entfällt, die weisungs freien Kollegialbehörden
mit wenigstens einem Richter werden im neuen
Art. 20 Abs. 2 B-VG. 1929 geregelt sein).

Die Regelung des Grundsatzgesetzes (§ 28 a
Abs. 2 KAG. in der Fassung der 2. Novelle)
wurde mit 1. Jänner 1975 - so wie alle grund-
satzgesetzlichen Bestimmungen, die Sonderbe-
hörden für Angelegenheiten der Art. 11, 12 oder
15 B-VG. t929 vorsahen - zu nicht unmittelhar
anwendbarem Landesrecht t.rnnsformiert (siiehe
Seite 13 f. des Durchführungsrundschreibens zur
B-VG.-Novelle 1974, BKA-GZ 55.727-2a174. vom
29. Oktober 1974). Solches Landesrecht kann
durch einfaches Landesgesetz geändert werden ..
Dies soll im vorliegenden Fall in der Richtung
geschehen, daß neben dem Richter als Vorsitzen~
dem grundsätzlich vier weitere Mitglieder als
Vertreter der hauptsächlich in Frage kommenden

Gruppen von Streitteilen (Hauptverband der
österreichischen Sozialversidlerungsträger einer ..
seits und Ordens-, Gemeinde- und Landes-Kran ..
kenanstalten andererseits) bestellt werden. In
den Fällen, in denen der am Streit beteiligte
Krankenanstaltsträger weder ein Orden nom
eine Gemeinde noch das Land, also etwa ein
Sozialversicherungsträger, ist, wird die Schieds ..
kommission um ein entsprechendes Mitglied er..
weitert. Solche weitere Mitglieder und die für
sie zu bestellenden Ersatzmitglieder sind den
übrigen Mitgliedern bzw. Ersatzmitgliedern
rechtlich gleichgestellt, insbesondere gilt für sie
auch die Unabhängigkeit und Weisungsfreiheit.

Die Schiedskommission soll in Dreiersenaten
tätig werden (Abs. 11), so daß eine streng pari-
tätische Vertretung der Streitteile gesidlert ist.
Die im Abs. 1 enthaltene Bestimmung, daß
die Landesregierung vor der Bestellung des Vor-
sitzenden das Einvernehmen mit dem Präsidium
des Oberlandesgerichtes Linz herzustellen hat,
ist dem letzten Satz des § 18 Abs. 6 des
O. Ö. Grundverkehrsgesetzes in der Fassung
LGBI. Nr. 27/1960 nachgehildet (vgl. auch Er-
kenntnis des Verfassungsgerichtshofes
Sig. Nr. 6061/1969).
Abs. 2 enthält eine zeitliche Beschränkung des
Vorschlagsrechts, die notwendig ist, um die
vollständige Besetzung der Schiedskommission
sicherzustellen.

Zu Z. 53, 54 und 59:
Hier erfolgt die Anpassung an die durch die
Sozialversicherungsgesetzgebung geänderte Be-
zeichnung der einzelnen Sozialversidlerungs-
träger.

Zu Z. 57:
Der für private Krankenanstalten geltende § 53
ist in Anpassung an die sonstigen Bestimmungen
des Gesetzentwurfs zu ändern.

Zu Z. 58:
Der für private Krankenanstalten geltende § 55
Abs. 2 ist in Anpassung an § 44 Ahs. 2 in der
Fassung des Art. I Z. 51 zu ändern.

Zu Art. 11:

Zu Abs. 2:
Im Hinblick auf den seit 1. Jänner 1975 in Ober-
österreich bestehenden vertragslosen Zustand
rn.uß es der Sdliedskommission ermöglidlt wer-
den, Entscheidungen mit Wirkung vom 1. Jän-
ner 1975zu treffen.

Zu Abs. 3:
Bedingt durch die Erhöhung der Zweckzusrnüsse
des Bundes für öffentliche Krankenanstalten für
die Jahre 1974 (12,8 v. H. der Pflegegehühr der
allgemeinen Klasse pro Verpflegstag, hörnstens
jedoch 24 v. H. des gesamten Betriehsabganges)
und 1975 (14,9 v. H. der Pflegegehühr der allge-
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m.einen Klasse pro Verpflegstagr höchstens je-
doch 28 v. H. des gesamten Betriebsabganges) ist
die Höchstdeck.ung für alle öffentlichen Kranken-
anstalten für die Jahre 1974 und 1975 von den
im § 47 Abs. 5 vorgesehenen 90 v. H. auf 95 v. H.
hinaufzusetzen, da in diesen heiden Jahren die
Abgangsdeck.ung des Landes (67,5 v. H.) und der
Zweck.zuschußdes Bundes (24 hzw. 28 v. H.) zu-
sammen jeweils mehr als 90 v. H. Abgangsdek-
kung ergeben. Gleiches soll für diejenigen fol-
genden Jahre gelten, in denen der Bund Zweck-

Neudorfer

Obmann

zuschüsse mit mindestens denselben Hundert-
sätzen wie für 1974 leistet.

Der Ausschuß für öffentliche Wohlfahrt beantragt,
der Hohe Landtag möge das beigefügte Gesetz, mit
dem das O. ö. Krankenanstaltengesetz geändert wird
(0. ö. Krankenanstaltengesetz-Novelle 1975), be-
schließen.

'J

Linz, am 2. Juli 1975

Prasrh1
Berichterstatter

..
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Gesetz

vom ..........,
mit dem das O. ö. Krankenanstaltengesetz geändert' wird (0. ö. Krankenanstaltengesetz-Novelle 1975)

Der o. ö. Landtag hat in Ausführung der Grund-
satzbestimmungen

a) des Krankenanstaltengesetzes, BGB!. Nr. 111957,
in der Fassung der 2. Novelle zum Krankenan-
staltengesetz, BGB!.Nr. 281/1974,

b) des Allgemeinen Sozialversicherungsgesetzes -
ASVG., BGBI. Nr. 189/1955, in der Fassung der
31. Novelle zum Allgemeinen Sozialversiche-
rungsgesetz, BGB!. Nr. 775/1974,

c) des Gewerblichen Selbständigen-Krankenversi-
cherungsgesetzes, BGB!. Nr. 281/1911, in der
Fassung der 4. Novelle zum GSKVG. 1911,
BGB!. Nr. 119/1914,

.d) des Beamten-Kranken- und Unfallversicherungs-
gesetzes, BGB!. Nr. 200/1961, in der Fassung der
5. Novelle zum Beamten-Kranken- und Unfall-
versicherungsgesetz, BGB!. Nr. 180/1914, und

e) des Bauern-Krankenversicherungsgesetzes,
BGB!. Nr. 219/1965, in der Fassung der 8. Novelle
zum Bauern-Krankenversidlerungsgesetz.
BGB!. Nr. 118/1914,

~·L'·.-'i.:..=-~··
'>:'1·- ,:"'3"~.

a) zur Feststellung des Gesundheitszustandes
durch Untersuchung,

b) wr Vornahme operativer Eingriffe,
c) zur Vorbeugung, Besserung und Heilung

von Krankheiten durch Behandlung oder
d) zur Entbindung

bestimmt sind.

(,) Ferner sind als Krankenanstalten auch
Einrichtungen anzusehen, die zur ärztlichen Be-

beschlossen:

ArUkel I

Das O. Ö. Krankenanstaltengesetz,
LGB!.Nr. 19/1958, in der Fassung der O. Ö. Kranken-
anstaltengesetz-Novellen LGB!. Nr. 49/1961,
LGB!. Nr. 34/1965, LGB!. Nr. 11/1966,
LGB!. Nr. 2111967 und LGB!. Nr. 27/1969 sowie der
Kundmachungen des Landeshauptmannes von
Oberösterreich vom 6. August 1965, LGB!. Nr. 35,
und vom 21. Dezember 1912, LGB!. Nr. 4/1913, wird
wie folgt geändert:

1. Im § 1 erhält Abs. 3 die Bezeichnung ,,(.)"; die
Abs. 1 bis 3 haben zu lauten:

,,(1) Unter Krankenanstalten (Heil- und Plle-
geanstalten) sind Einrichtungen zu verstehen,
die

11
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treuung und besonderen Pflege von chronisch
Kranken bestimmt sind.

(3) Als Krankenanstalten im Sinne der Abs. 1
und 2 gelten nicht:
a) Anstalten, die nur für die Unterbringung

geisteskranker, unzurechnungsfähiger, ver-
mindert zurechnungsfähiger, trunksüchtiger
oder suchtgiftsüchtiger Rechtsbrecher be-
stimmt sind;

b) Einrichtungen, die von Betrieben für den
FaU der Leistung Erster Hilfe bereitgehal-
ten werden, sowie betriebsärztliche Dienste
gemäß § 22 des Arbeitnehmerschutzgesetzes,
BGBLNr. 234/1972;

'I

c) Kuranstalten, das sind Anstalten, die nam
den gesetzlidlen Bestimmungen über das
Heilquellen- und Kurortewesen eine Be-
triebsgenehmigung erlangt haben, sofern
darin nur solche in den ärztlichen Aufgaben-
kreis faUende Behandlungsarten Anwen-
dung finden, die sich aus dem ortsgebun-
denen Heilvorkommen selbst ergeben."

2. Der Einleitungssatz sowie die Z. 1 und 2 des
§ 2 haben zu Jauten:
"Krankenanstalten im Sinne des § 1 Abs. 1
und 2 sind:
1. Allgemeine Krankenanstalten, das sind

Krankenanstalten für Personen ohne Unter-
schied des Geschlechtes, des Alters oder der
Art der ärztlichen Betreuung (§ 1 Abs. 1
und 2);

2. Sonderkrankenanstalten, das sind Kranken-
anstalten
a) für die Untersuchung und Behandlung

von Personen mit bestimmten Krankhei~
ten (z. B. Anstalten für Lungenkrankhei-
ten, für Geisteskrankheiten und für Ner~
venkrankhei ten i Trinkerheilanstalteu),

b) für die Untersuchung und Behandlung
von Personen bestimmter Altersstufen ~
(z. B. Kinderspitäler) oder ....

c) für bestimmte Zwecke (z. B. Unfallkran-
kenhäuser, Inquisitenspitäler) i"

..

3. § 2 Z. 4 hat zu lauten:
,,4. Pflegeanstalten für chronisch Kranke, die

ärztlicher Betreuung und besonderer Pflege
bedürfen;"

4. § 2 Z. 7 hat zu lauten:
,,7. selbständige Ambulatorien (Röntgeninsti-

tute, Zahnambulatorien. und ähnliche Ein·
richtungen), das sind organisatorisch selb-
ständige Einrichtungen, die der Untersu·
dmng oder Behandlung von Personen
dienen, die einer Aufnahme in Anstalts·
pflege nicht bedürfen. Der Verwendungs-
zweck eines selbständigen Ambulatoriums
erfährt dann keine Änderung, wenn dieses
Ambulatorium über eine angemessene ZaW
von Betten verfügt, die für eine kurz-

-~
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fristige Unterbringung zur Durchführung
ambulanter diagnostischer und therapeuti~
scher Maßnahmen unentbehrlich ist."

5. Nach § 2 ist folgender § 2 a einzufügen:

"§ 2 a.
Allgemeine Krankenanstalten.

(1) Allgemeine Krankenanstalten sind einzu-
richten als

a) Standardkrankenanstalten mit bettenführen-
den Abteilungen zumindest für:

1. Chirurgie,
2. Frauenheilkunde und Geburtshilfe,
3. Innere Medizin und

4. Kinderheilkunde:
wenn ein Facharzt für Kinderheilkunde als
ständiger Konsiliararzt für die Betreuung
von Neugeborenen und für die Behandlung
von Krankheiten des Kindesalters verpflich~
tet. wird, kann eine bettenführende Abtei-
lung für Kinderheilkunde entfallen; andere
fachärztliche Behandlung muß durch Fach-
ärzte der betreffenden medizinischen Son-
derfächer als Konsiliarärzte gesichert sein;
ferner müssen Einrichtungen für Röntgen-
diagnostik und für die Vornahme von Ob·
duktionen vorhanden sein;

b) Schwerpunktkrankenanstalten mit betten-
führenden Abteilungen zumindest für:

I. Augenheilkunde,
2. Chirurgie,

3. Frauenheilkunde und Geburtshilfe ein-
schließlich Perinatologie,

4. Hals-, Nasen- und Ohrenkrankheiten,
5. Haut- und Geschlechtskrankheiten,
6. Innere Medizin,
7. Kinderheilkunde einschließlich

Neonatologie,
8. Nerven- und Geisteskrankheiten,
9. Orthopädie,

10. Unfallchirurgie und
11. Urologie,

andere fachärztliche Behandlung muß durch
FadJ.ärzte der betreffenden medizinischen
Sonderfächer als ständige Konsiliarärzte ge-
sichert sein: ferner müssen Einrichtungen
für Anaesthesie, für Haemodialyse, für
Strahlen diagnostik und -therapie sowie
Nukledlllledlzin, für Physikalische Medizin,
für Intensivpflege und für Zahnheilkunde
vorhanden sein; schließlich müssen eine An-
staltsapotheke, ein Pathologisches Institut
sowie ein Institut für medizinische und dIe·
misdle Labordiagnostik geführt werden;

c) Zentralkrankenanstalten mit grundsätzlich
allen dem jeweiligen Stand der medizini-
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schen Wissenschaft entsprechenden speziali ..
sierten Einrichtungen.

(,) Universitätskliniken einschließlich der
medizinischen Universitätsinstitute gelten je..
denfalls als Zentralkrankenanstalten im Sinne
des Abs. 1 lit. c.

(,j Die Voraussetzungen des Abs. 1 sind auch
erfüllt, wenn die dort vorgesehenen Abteilun·
gen örtlich getrennt untergebracht sind, sofern
diese Abteilungen funktionell-organisatorisch
verbunden sind.

(.) Von der Errichtung einzelner in Abs. 1
lit. a und b vorgesehener Abteilungen kann mit
Hewilligung der Landesregierung abgesehen
werden. Die Bewilligung ist zu erteilen, wenn
in jenem Einzuyshereich. für den die Kranken-
anstalt vorgesehen ist, die betreffenden Abtei-
lungen in einer anderen Krankenanstalt bereits
bestehen und ein zusätzlicher Bedarf nicht ge~
geben ist.

(,) Unbeschadet der für die Errichtung und ..
den Betrieb einer Krankenanstalt geltenden
Bewilligungen hat die Landesregierung durch
Bescheid festzustellen, welcher der im Abs. 1
angeführten Arten eine allgemeine Kranken~
anstalt zuzuordnen ist. In einen solchen Be-
scheid kann auch eine Entscheidung nach Abs. 3
oder 4 aufgenommen werden."

6. Im ersten Satz des § 3 Abs. 4 ist das Wort "Am-
bulatorien" durch die Worte "selbständigen
Ambulatorien" zu ersetzen.

7. Dem § 3 ist folgender Absatz anzufügen:
,,(,) Wenn nicht binnen drei.Jahren ab Ertei-

lung der Errichtungsbewilligung mit der Errich-
tung der Krankenanstalt begonnen wird, hat die
Landesregierung die Errichtungsbewilligung zu-
rüCkzunehmen, sofern die ZurüCknahme im
Interesse der Sicherstellung einer ordnungsge-
mäßen Krankenanstaltspflege geboten ist."

8. § 5 Abs. 1 hat zu lauten:

,,(1) Einer Bewilligung der Landesregierung
bedarf
a) eine Verlegung der Betriebsstätte der Kran~

kenanstalt,
b) eine Veränderung der Art der Krankenan~

stalt (§ 2 Z. 1 bis 7),
c) eine Veränderung der Type einer allge-

meinen Krankenanstalt (§ 2 a Abs. 1 lit. a
bis cl,

d) eine Veränderung der Bestimmung einer
Sonderkrankenanstalt (§ 2 Z. 2) hinsichtlich
Krankheit, Altersstufe oder Zwe<k,

e) eine Veränderung des Aufgabenbereiches
bzw. Zweckes eines Sanatoriums (§ 2 Z. 6)
oder selbständigen Ambulatoriums (§ 2 Z. 7),

f) eine Erweiterung einer Krankenanstalt
durch Zu- und Umbauten, die den räum-
lichen Umfang der Krankenanstalt erheblich
verändern würde,
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g) die Schaffung neuer Abteilungen (Stationen,
Institute und dgl.), auch wenn sie mit einer
räumlichen Erweiterung der Krankenanstalt
nicht verbunden ist.

Im Verfahren über die Bewilligung sind die
Vorschriften der §§ 3 und 4 sinngemäß anzu-
wenden,"

9. § 7 Abs. 2 lit. a hat zu lauten:.

"a) die Aufgaben und Einrichtungen der Kran-
kenanstalt einschließlich der Einrichtungen
für ambulante Untersuchung und Behand-
lung, bei allgemeinen Krankenanstalten
und Sonderkrankenanstalten auffi eine all-
fällige Gliederung in Abteilungen für
Akutkranke und, neben diesen Abteilun-
gen, auch in zusätzliche Abteilungen für
Langzeitbehandlung, oder in Pflegegruppen
für die Behandlung Akutkranker und für
Langzeitbehandlung innerhalb von Abtei-
lungen;"

10. Im § 7 Abs. 2 haben die lit. c bis e zu lauten:
.c) die Grundzüge ihrer Verwaltung und ihrer

Betriebsform, insbesondere ob anstatt oder
neben der herkömmlichen Art der Be-
triebsform anstaltsbedürftige Personen nur
über Tag oder nur über Nacht aufgenom-
men werden;

d) die Regelung der Dienstobliegenheiten der
in der Krankenanstalt beschäftigten Per-
sonen, insbesondere des verantwortlichen
ärztlichen Leiters, der Leiter der Abteilun-
gen, der Institute, der Laboratorien und der
Anstaltsapotheke, des Leiters (der Oberin)
des Pflegedienstes, des Krankenhaus-
hygienikers, des Konsiliarapothekers sowie
des Verwalters und gruppenweise aller an·
deren beschäftigten Personen in dem durch
die besonderen Verhältnisse der einzelnen
Krankenanstalt gegebenen Umfang; insbe-
sondere ist auch die Verschwiegenheits-
pflicht und die disziplinäre Ahndung ihrer
Verletzung in die Anstaltsordnung aufzu-
nehmen; durch diese Regelung der Dienst-
obliegenheiten wird die Anwendung von
Vorschriften dienstrechtlicher oder arbeits·
vertragsrechtlicher Art auf die Tätigkeit
der in der Krankenanstalt beschäftigten
Personen nicht berührt;

e) bei einer Gliederung in Abteilungen, Sta-
tionen und Pflegegruppen die jeweilige
Bettenzahl, wobei die unter Berücksichti-
gung des Faches und des Fortschrittes der
Medizin jeweils überschaubare Größe nicht
überschritten werden darf."

11. Im § 7 Abs. 4 ist die Zitierung "(§ 21 Abs. 3)"
durch die Zitierung ..(§ 27 Abs. 3)" zu ersetzen.

12. Die Abs. 5 und 6 des § 7 haben zu lauten;

"(5) Die Anstaltsordnung darf keine Bestim-
mungen enthalten, die die Durchführung eines
straflosen Schwaugerschaftsabbruches oder die
Mitwirkung daran verbieten oder die Weige-
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rung, einen solchen Schwangerschaftsabbruch
durchzuführen oder daran mitzuwirken, mit
nachteiligen Folgen verbinden.

('l Die Anstaltsordnung kann Bestimmungen
über die kollegiale Führung der Krankenan-
stalt durch den ärztlichen Leiter, den Verwalter
und den Leiter (die Oberin) des Pflegedienstes "
enthalten, insbesondere über die Pflicht dieser
Führungskräfte zur gegenseitigen Information
und Anhörung sowie zur gemeinsamen Bera-
tung. Die diesen Führungskräften nach § 8
Abs. 3, § 11 a Abs. 1 und § 12 Abs. 1 jeweils
zukommenden Aufgaben dürfen hiedurch nicht
beeinträchtigt werden. "

13, Der bisherige Abs. 6 des § 7 ist als Abs. 8 zu
bezeichnen; folgender Absatz ist einzufügen:

,,(1) Die Anstaltsordnung und ihre Änderung
bedarf der Genehmigung der Landesregierung.
Die Genehmigung ist zu versagen, wenn die
Anstaltsordnung über einen der in den Abs. 1
bis 4 aufgezählten Punkte keinen Aufschluß ..
gibt, diesen oder dem Abs. 5 widerspricht oder
gesetzwidrige bzw. solche Bestimmungen ent-
hält, die eine ärztliche Behandlung der Pfleg-
linge in der Anstalt nach den Grundsätzen und
anerkannten Methoden der medizinischen Wis-
senschaft nicht gewährleisten. "

14. Die Abs. 2 bis 4 des § 8 haben zu lauten:
,,(2) Zur Führung von Abteilungen für die Be-

handlung bestimmter Krankheiten, von La-
boratorien und Instituten müssen Fachärzte des
einschlägigen medizinischen Sonderfaches, wenn
ein solches nicht besteht, fachlich qualifizierte
Ärzte bestellt werden.

(s) Als verantwortlicher Leiter des ärztlichen
Dienstes in der Krankenanstalt und für die mit
der ärztlichen Behandlung der Pfleglinge zu-
sammenhängenden Aufgaben ist unbeschadet
des Verfügungsrechtes des Rechtsträgers der
Anstalt in wirtschaftlichen Angelegenheiten in
jeder Krankenanstalt ein geeigneter Arzt zu
bestellen. Für Sonderkrankenanstalten ist als ...
ärztlicher Leiter ein Facharzt des betreffenden ....
Sonderfaches zu bestellen. Bei Verhinderung
muß dieser durch einen geeigneten Arzt ver-
treten werden,

(4) Für Genesungsheime und für Pflegeanstal-
ten für chronisch Kranke kann mit Zustimmung
der Landesregierung von der Bestellung eines
ärztlichen Leiters abgesehen werden, wenn die
Aufsicht durch einen geeigneten Arzt gewähr-
leistet ist."

15. Nach § 9 ist folgender § 9 a einzufügen:

,,§ 9 a.
Krankenhaushygieniker .

(,) Der Rechtsträger hat für jede Krankenan-
stalt einen fachlich geeigneten Arzt zur Wah-
rung der Belange der Hygiene (Krankenhaus~
hygieniker) zu bestellen und diesen auffi bei
allen Planungen für Neu-, Zu- und Umbauten
der Krankenanstalt zuzuziehen.
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(,j Der Rechtsträger der Krankenanstalt hat
die Bestellung des Krankenhaushygienikers
der Landesregierung anzuzeigen."

16. Die Uberschrift zu § 11 hat zu lauten:
.Krankengeschlchten und sonstige Vormerke."

17. In § 11 Abs. 1 lit. bund c und Abs. 2 ist jeweils
das Wort "Krankheitsgeschichte" bzw. "Krank-
heitsgeschichten" durdl das Wort "Krankenge-
sdlichte" bzw. "Krankengeschichten" zu er-
setzen.

18. Der dritte Satz des § 11 Abs. 2 hat zu lauten:
"Nach ihrem Abschluß sind Krankengeschich-

ten mindestens 30 Jahre, allenfalls in Form von
Mikrofilmen in doppelter Ausfertigung, aufzu-
bewahren."

19. Die ersten beiden Sätze des § 11 Abs. 3 haben
zu lauten:

"Abschriften von Krankengeschichten und
von ärztlichen Äußerungen über den Gesund~
heitszllstand von Pfleglingen sind von den
Krankenanstalten den Gerichten und Verwal ..
tungsbehörden in Angelegenheiten, in denen
die Feststellung des Gesundheitszustandes für
eine Entscheidung oder Verfügung im öffent-
Udlen Interesse von Bedeutung ist, ferner den
Sozialversicherungsträgern und den Kranken-
oder Unfallfürsorgeeinrichtungen öffentlichen
Remts sowie den einweisenden oder behan-
delnden Ärzten ohne Verzug kostenlos zu über-
mitteln. Die in der Krankenanstalt tätigen Ärzte
sind verpflichtet, bei der Anfertigung solcher
Abschriften mitzuwirken. U

20. Nach § 11 ist folgender § 11a einzufügen:

,,§ 11 a.
Pflegedienst.

(1) Für jede Krankenanstalt mit bettenführen-
den Abteilungen ist eine geeignete diplomierte
Krankenpflegeperson als verantwortlicher Lei-
ter (Oberin) des Pflegedienstes zu bestellen.
Bei Verhinderung des verantwortlichen Leiters
(der Oberin) muß dieser (diese) von einer ge-
eigneten diplomierten Krankenpflegeperson
vertreten werden.

(,) Der Rechtsträger der Krankenanstalt hat
die Bestellung des verantwortlichen Leiters
(der Oberin) des Pflegedienstes der Landesre-
gierung anzuzeigen.

(s) Für die Fortbildung des Krankenpflege-
personals ist anstaltsmäßig Vorsorge zu treffen. U

21. Den Bestimmungen des § 12 ist die Absatzbe-
zeichnung ,,(1)" voranzusetzen, folgende neue
Absätze sinti an.zufügen:

,,(,) Der Rechtsträger der Krankenanstalt hat
die Bestellung des Verwalters der Landesre-
gierung anzuzeigen.

(3) Außerdem hat der Rechtsträger der Kran-
kenanstalt das erforderliche Verwaltungsperso-
nal zu bestellen. Für die Ausbildung und Wei-
terbildung des Leiters der Krankenanstalten-
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verwaltung und der sonst in ihr tätige"n Per-
sonen ist Vorsorge zu treffen."

22. Die Abs. 2 und 3 des § 13'haben zu lauten:

,(2) Die Rechtsträger solcher Krankenanstal-
ten haben
a) ihre Verwaltung und Wirtschaftsführung I1

zweckmäßig und sparsam zu halten;

b) alles zu unternehmen, um den gesetzlichen
Möglichkeiten entspredlende und den wirt- ()
schaftlichen Erfordernissen des Anstaltsbe-

"triebes angemessene Einnahmen in größt-
möglicher Höhe zu erzielen und Auslagen,
die nidlt durch eine einwandfreie Betriebs-
führung und nicht durch die gebotenen Lei-
stungen an die Pfleglinge bedingt sind, zu
vermeidenj

c) ihr dem Betrieb der Krankenanstalt gewid-
metes Vermögen durCh genaue Inventare in
ständiger Dbersicht zu halten und über die
Einnahmen und Ausgaben Aufzeichnungen ..
zu führen, aus denen die für den Betrieb
der betreffenden Krankenanstalt aufgelau-
fenen Kosten und deren Zuordnung zu den
einzelnen KostensteIlen ersichtlich sind.

(.) Die Landesregierung hat zum Zweck der
Vereinheitlichung, Vergleichbarkeit und Aus-
sagekraft der Buchführung unter Bedachtnah-
me auf die Grundsätze des Abs. 2, allenfalls
audl nur für bestimmte Arten von Krankenan-
stalten, nähere Vorschriften über die Buchfüh-
rung zu erlassen."

Die bisherigen Abs. 3, 4, 5, 6, 7 und 8 sind
als Abs. 4, 5, 6, 7, 8 und 9 zu bezeichnen.

Im Abs. 8 ist die Zitierung "Abs. 6' durch die
Zitierung "Abs. 7" zu ersetzen.

23. Im § 19 haben die Absatzbezeichnung ,,(,)' und
der Abs. 2 zu entfallen.

24. § 19lit. e hat zu lauten:
"e) das Entgelt für die Leistungen der Kran-

kenanstalt (Pflegegebühr) für alle Pfleg-
linge derselben Gebührenklasse, allenfalls
unter Bedachtnahme auf eine Gliederung
in Abteilungen oder Pflegegruppen für
Akutkranke und für Langzeitbehandlung
(§ 7 Abs. 2 lit. a) und auf Tag- oder Nacht-
betrieb (§ 7 Abs. 2 Iit. cl, in gleicher Höhe
(§ 38) festgesetzt ist;"

25. § 19 lit. g hat zu lauten:
"g) die Zahl der für die Sonderklasse bestimm-

ten Betten ein Viertel der für die Anstalts-
pflege bereitstehenden Bettenzahl nicht
übersteigt. "

26. § 20 ist wie folgt zu ändern:
a) Die Uberschrift hat zu lauten:

"Ulfentlldlkeitsrecht bei Veränderung etner
Krankenanstalt. ..

b) Im ersten Satz hat die Wortgruppe ,oder
eines neuen Ambulatoriums" zu entfallen.

i
I

j
i
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27. § 21 hat zu lauten:
,,§ 21.

SIChersteIlung öfientllCher Kranken-
anstaltspllege.

(1) Das Land Oberösterreich hat Krankenan-
staltspflege für anstaltsbedürftige Personen
(§ 27 Abs. 3) entweder durCh Errichtung und
Betrieb öffentlicher Krankenanstalten oder
durdl Vereinbarung mit Rechtsträgern anderer
Krankenanstalten sicherzustellen. Diese Ver-
pflichtung kann hinsichtlich Personen, die im
Grenzgebiet zweier oder mehrerer Länder woh-
nen, auch in der Weise erfüllt werden, daß
sichergestellt wird, daß diese Personen im
Falle der Anstaltsbedürftigkeit in Krankenan-
stalten eines benachbarten Landes aufgenom-
men werden.

(,) Für anstaltsbedürftige Personen (§ 27
Abs. 3). insbesondere für unabweisbare Kranke
(§ 27 Abs. 4), ist eine zureichende Zahl an Bet-
ten der allgemeinen Gebührenklasse zu ge-
währleisten.

(,) Je naCh den örtlichen Verhältnissen ist für
50.000 bis 90.000 Bewohner eine Standard-
krankenanstalt und für 250.000 bis 300.000 Be-
wohner eine Schwerpunktkrankenanstalt ein-
zurichten. Diese Zahlen können bei Vorliegen
besonderer topographischer oder verkehrs-
mäßiger Verhältnisse sowohl unter~ als auch
überschritten werden. Ferner ist in Linz eine
Zentralkrankenanstalt einzuridlten.

(.) Uber die geeignetste Form der SiCherstel-
lung öffentliCher Krankenanstaltspflege ist eine
Fachplanung durch.ein Raumordnungsprogramm
für diesen SaChbereich im Sinne des § 9 Abs. 3
des Oberösterreichismen Raumordnungsge-
setzes, LGBI. NI. 18/1972, zu erstellen
(0. ö. Krankenanstaltenplan). Eine Weiterent-
wicklung der Krankenanstalten in Richtung auf
die Erfüllung des O. ö. Krankenanstaltenplanes
ist anzustreben und zu fördern."

28. Die Abs. 2 und 3 des § 23 haben zu lauten:

,,(,) Der Arzneimittelvorrat Ist hinsichtlich
der vorschriftsmäßigen Aufbewahrung und Be-
schaffenheit der einzelnen Arzneimittel vom
Amtsarzt der Bezirksverwaltungsbehörde,
allenfalls, soweit nicht die GebietskörpersChaf-
ten als Anstaltsträger über eigene Fachkräfte
verfügen, unter Beiziehung eines Fachbeamten
der Bundesanstalt für chemische und pharma-
zeutische Untersumungen in Wien, mindestens
einmal in zwei ,Jahren zu überprüfen.

(.) Die ReChtsträger öffentliCher Krankenan-
stalten haben, wenn sie keine Anstaltsapotheke
betreiben, die Arzneimittel aus inländischen
Apotheken (§§ 1 und 35 des Apothekenge-
setzes, RGBI.Nr. 5/1907) zu beziehen."

29. Dem § 23 werden folgende Absätze angefügt:

,,(.) Der ReChtsträger einer Krankenanstalt,
die keine Anstaltsapotheke betreibt, hat einen
Konsiliarapotheker zu bestellen, wenn durch
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die beliefernde Apotheke die Erfüllung der im
Abs. 5 genannten Aufgaben nicht gewährleistet
ist. Die Bestellung bedarf der Genehmigung der
Landesregierung. Zum Konsiliarapotheker darf
nur ein Magister der Pharmazie bestellt wer-
den, der die Berechtigung zur Ausübung der
fachlichen Tätigkeit im Apothekenbetrieb nach
erfolgter praktischer Ausbildung erlangt hat
und zumindest im überwiegenden Ausmaß in
einer inländischen Apotheke tätig ist.

(,) Der Konsiliarapotheker hat den Arznei·
mittelvorrat der Krankenanstalt hinsichtlich
der vorschriftsmäßigen Aufbewahrung und Be-
schaffenheit der Arzneimittel mindestens ein~
mal vierteljährlich zu überprüfen und allfällige
Mängel dem ärztlichen Leiter der Krankenan-
stalt zu melden; diesen hat er ferner in allen
Arzneimittelangelegenheiten fachlich zu bera-
ten und zu unterstützen."

30. Im ersten Satz des § 24 Abs. 1 sind die Worte
"eine Prosektur oder ein Ambulatorium" durch
die Worte "ein Institut oder ein Laboratorium"
zu ersetzen. ..

31. § 26 hat zu lauten:
,,§ 26.

Sonderklasse.
(I) Neben der allgemeinen Gebührenklasse

kann in öffentlichen Kr9-nkenanstalten eine
Sonderklasse nach Maßgabe der Bestimmung
des § 19 lii. 9 errichtet werden, wenn die Ein-
richtungen der Krankenanstalt die ErriChtung
einer solchen Sonderklasse ermöglidten.

(,) Die Sonderklasse unterscheidet sich von
der allgemeinen Gebührenklasse durch eine
bessere Ausstattung der Krankenzimmer und
die geringere Bettenanzahl in den Kranken-
zimmern.

(3) In die Sonderklasse sind Personen nur
über eigenes Verlangen bzw. über Verlangen
ihres gesetzlichen Vertreters aufzunehmen. Die
Aufnahme kann von der Beibringung einer
schriftlichen Verpflichtungserklärung über die
Tragung der Pflege·(Sonder·)gebühren sowie
vom Erlag einer entspreChenden Vorauszahlung
abhängig gemacht werden. Dber die aus der
Aufnahme in die Sonderklasse folgenden Ver-
pflichtungen ist die Person, die die Aufnahme
in die Sonderklasse verlangt, vorher in geeig-
neter Weise aufzuklären. "

32. Die Abs. 2 bis 5 des § 27 hahen zu lauten:
,,(,) Die Aufnahme von Pfleglingen ist auf an·

staltsbedürftige Personen und auf Personen, die
sich einem operativen Eingriff unterziehen, be-
schränkt. Bei der Aufnahme ist auf den Zweck
der Krankenanstalt und auf den Umfang der
Anstaltseinridltungen Bedacht zu nehmen. Der
Rechtsträger der Krankenanstalt ist nicht ver-

-pflichte!, AnstaItseinrich!ungen für die Durch·
führung operativer Eingriffe an Personen, die,
ohne anstaltsbedürftig zu sein, operative Ein-
griffe vornehmen lassen wollen, vorzusehen
oder bereitzustellen. Unabweisbare Kranke
müssen in Anstaltspflege genommen werden.
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(,) Als anstaltsbedürftig im Sinne des Abs. 2
gelten Personen, deren auf Grund ärztlicher Un-
tersuchung festgestellter geistiger oder körper-
Iither Zustand die Aufnahme in Krankenan-
staltspflege erfordert, ferner Personen, die ein
Sozialversidlerungsträger zum Zweck einer Be-
gutachtung im Zusammenhang mit einem Ver-
fahren über die Gewährung von Leistungen in
die Krankenanstalt einweist.

(.) Als unabweisbar im Sinne des Abs. 2 sind
Personen zu betrachten, deren geistiger oder
körperlicher Zustand wegen Lebensgefahr oder
wegen Gefahr einer sonst nicht vermeidbaren
schweren Gesundheitssrnädigung sofortige An-
staltsbehandlung erfordert, sowie jedenfalls
Frauen, wenn die Entbindung unmittelbar be-
vorsteht. Ferner sind Personen, die auf Grund
besonderer Vorschriften von einer Behörde
eingewiesen werden, als unabweisbar anzu-
sehen.

(5) Ist die Aufnahme eines unabweisbaren
Kranken (Abs. 4) in die allgemeine Gebühren-
klasse wegen Platzmangels nicht möglich, so
hat ihn die Krankenanstalt ohne Verrechnung
von Mehrkosten so lange in die Sonderklasse
aufzunehmen, bis der Platzmangel in der allge-
meinen Gebührenklasse behoben ist und der
Zustand des Kranken die Verlegung zuläßt."

Der bisherige Abs. 5 des § 21 ist als Abs. 6,
der bisherige Abs. 6 als Abs. 1 zu bezeichnen.

33. Im § 29 Abs. 2 sind die Worte "Träger der
öffentlichen Fürsorge" durch das Wort "Sozial-
hilfeträger" zu ersetzen.

34. Im § 30 Abs. 3 ist das Wort "Krankheitsge-
schichte" durch das Wort "Krankengeschichte"
zu ersetzen.

35. § 31 hat zu entfallen.

36. § 32 hat zu lauten:
,,§ 32.

Ambulante Untersuchungen und Behandlungen.

(1) In öffentlichen Krankenanstalten der in § 2
Z. 1 und 2 angeführten Arten sind Personen,
die einer Aufnahme in Anstaltspflege nicht be-
dürfen, ambulant zu untersuchen oder zu be-
handeln, wenn es

a) zur Le~stung Erster ärztlicher Hilfe,

b) zur Behandlung nach Erster ärztlicher Hilfe
oder in Fortsetzung einer in der Kranken-
anstalt erfolgten Pflege, die im Interesse des
Behandelten in derselben Krankenanstalt
durLhyefüllll w'erden l11Uß,

c) zur Anwendung von Untersuchungs- und
Behandlungsmethoden mit solchen Behelfen,
die außerhalb der Anstalt in angemessener
Entfernung vom Wohnort des Patienten
nicht in geeigneter Weise oder nur in un-
zureichendem Ausmaß zur Verfügung
stehen,
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d) über ärztlidte Zuweisung zur Befunderhe-
bung vor Aufnahme in die AnstaItspflege
oder

e) im Zusammenhang mit Organ- oder Blut-
spenden

notwendig ist.

(2) Ferner steht den im Abs. 1 genannten
Krankenanstalten das Recht zu, Vorsorgeunter-
suchungen ambulant durchzuführen. Die Auf-
nahme dieser Tätigkeit ist der Landesregierung
anzuzeigen.

(3) Uber alle ambulanten Untersudtungen und
Behanäiungen sind in Buch- oder Karteiforrn
Aufzeichnungen zu führen, in denen die unter-
sumten und behandelten Personen unter fort-
laufender Ambulanz~Zahl, mit Vor- und Fami~
liennamen, Frauen auch mit dem Geburtsnamen,
ferner mit Geburtsdatum und Ansduift, unter
Anführung der Vorgeschichte der Erkrankung
(Anamnese), der Diagnose und der Therapie ..
sowie allenfalls des Kostenträgers und der Am-
bulanzgebühr (§ 34 b) einzutragen sind."

37. Die Abs. 1 bis 3 des § 33 haben zu lauten:
,,(1) Die Pflegegebühren sind, soweit Abs. 2

nichts anderes bestimmt, das tägliche Entgelt
für alle Leistungen der Krankenanstalt in der
allgemeinen Gebührenklasse.

(2) Die Kosten der Beförderung des PUeglings
in eine Krankenanstalt und aus einer Kranken-
anstalt sowie von einer in eine andere Kran-
kenanstalt, die Beistellung eines Zahnersatzes
- sofern diese niCht mit der in der Kranken~
anstalt durchgeführten Behandlung zusammen-
hängt -, die Beistellung orthopädisdter Hilfs-
mittel (Körperersatzstücke) - soweit sie nicht
therapeutische Behelfe darstellen -, ferner die
Kosten der Bestattung eines in der Krankenan-
stalt Verstorbenen sind in der Pflegegebühr
niCht inbegriffen. Die Lande<sregierung kann
unter Bedachtnahme auf die Erkenntnisse der
Wissenschaft und die E:r:fahrungen der Praxis
durm Verordnung feststellen, daß bestimmte
orthopädisdte Hilfsmittel (Körperersatzstücke)
nicht therapeutische Behelfe sind. Vor Erlassung
einer solchen Verordnung ist dem Hauptver-
band der österreichischen Sozialversicherungs-
träger und den Rechtsträgern der Krankenan-
stalten Gelegenheit zur Stellungnahme zu
geben.

(,) Bei Entbindungen ist das Entbindungs-
pauschale das Entgelt für alle Leistungen der
Krankenanstalt in der aIJgemeinen Gebühren-
klasse einsChließlich des Beistandes dur<h eine
in der Anstalt angestellte Hebamme und der
anschließenden Wochenbettpflege bis zu ins-
gesamt zehn Tagen. Abs. 2 gilt sinngemäß."

38. Im § 33 Abs. 4 ist die Zitierung ,,§ 27 Abs. 5"
durch die Zitierung ,,§ 27 Abs. 6" und die Zitie-
rung ,,§ 27 Abs. 6" durdt die Zitierung ,,§ 27
Abs. 7" zu ersetzen.
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39. An die Stelle des § 34 haben folgende §§ 34,
34 a und 34 b zu treten:

.§ 34.
Sondergebühren.

(1) Neben den Pflegegebühren dürfen folgende
Sondergebühren eingehoben werden:

a) der Ersatz für die im § 33 Abs. 2 genannten
Aufwendungen, soweit sie von der Kranken-
anstalt getragen wurden;

b) der Ersatz des Entgeltes für den fallweisen
Beistand durch eine nicht in der Kranken-
anstalt angestellte Hebamme;

c) tür Pfleglinge, die auf eigenen Wunsch in
einem Krankenzimmer der Sonderklasse un-
tergebracht werden, ein Zuschlag zur Pflege-
gebühr zur Abdeckung erhöhten Sach- und
Personalaufwandes (Anstaltsgebühr) ,

d) gegebenenfalls die Gebühr für den Beistand
durch Anstaltshebammen (Hebammengebühr)
für die unter lit. c genannten Pfleglinge.

(2) Die näheren Bestimmungen über die Son-
dergebühren hat die Landesregierung durch
Verordnung zu erlassen. Hiebei ist die Anstalts-
gebühr (Abs. 1 lit. c) in einem Prozentsatz der
Pflegegebühr zu bemessen. Vor Erlassung der
Verordnung ist, soweit es die Gebühren gemäß
Abs. 1 1it. c betrifft, den Rechtsträgern der Kran-
kenanstalten, soweit es die Gebühren gemäß
Abs. 1 lit. d betrifft, dem Hebammengremium
für Oberösterreich und den Rechtsträgern der
Krankenanstalten Gelegenheit zur Stellung-
nahme zu geben.

(s) Auf die Anstaltsgebühr (Abs. t lit. c) ist
§ 33 Abs. 5 sinngemäß anzuwenden.

§ 34 a.
Ärztehonorare.

(1) Die Abteilungs-, Instituts- und Laborato-
riumsleiter, die Ärzte, die Einrichtungen führen,
die weder eine Abteilung noch ein Institut dar-
stellen, die Konsiliarärzte und die anderen Ärzte
des ärztlichen Dienstes sind berechtigt, von
Pfleglingen der Sonderklasse ein Honorar zu
verlangen (Ärztehonorar).

(2) Die näheren Bestimmungen über die Ärzte-
honorare hat die Landesregierung durch Ver~
ordnung zu erlassen. Bei Festsetzung der Höhe
der Ärztehonorare ist darauf Bedacht zu neh-
men, daß eine ordnungsgemäße Führung der
Sonderklasse gewährleistet ist und die Honorare
ein angemessenes Entgelt darstellen. Vor Er~
lassung der Verordnung ist der Ärztekammer
für Oberösterreich und den Rechtsträgern der
Krankenanstalten Gelegenheit zur Stellung-
nahme zu geben.

(,) Das Ärztehonorar gebührt den Ärzten des
ärztlichen Dienstes zu Anteilen, die ihre wün-
schenswerte fachliche Qualifikation sicherstellen
und ihre Leistung berücksichtigen. Diese Anteile
sind einvernehmlich durch die beteiligten Ärzte
mit Zustimmung des Redltsträgers der Kranken-
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anstalt festzulegen. Jeder der beteiligten Ärzte
kann zum Ablauf eines Kalenderjahres eine
Änderung der Aufteilung verlangen. Kommt es
binnen drei Monaten nicht zur Einigung und
Zustimmung, so hat die Landesregierung die
Aufteilung festzulegen. Diese Festlegung gilt
bis zu dem Zeitpunkt, zu dem es zur Einigung
der beteiligten Ärzte mit Zustimmung des
Rechtsträgers kommt.

(.) Dem Rechtsträger der Krankenanstalt ge-
bührt für die Bereitstellung der Einrichtungen
der Anstalt ein Anteil in der Höhe von 20 v. H.
an den festgesetzten Ärztehonoraren.

{d} Für die Vorschreibung und Eiüol'illY UllY
der Ärztehonorare gelten die §§ 35 und 36 sinn-
gemäß mit der Maßgabe, daß der Rechtsträger
der Krankenanstalt die Ärztehonorare namens
der Ärzteschaft, und zwar gleichzeitig mit den
Sondergebühren, vorzuschreiben und einzubrin-
gen hat. ..§ 34 b.

Ambulanzgebühren.

(1) Von Personen, die gemäß § 32 Abs. 1 und'2
ambulant untersucht oder behandelt und nidlt
als Pfleglinge in die Anstalt aufgenommen wer-
den, ist eine Ambulanzgebühr einzuheben. Diese
besteht aus einem Anstaltsaufwandsanteil und
einem ÄrztehonoraranteiI.

(2) Der Anstaltsaufwandsanteil ist der Ersatz
tür den Aufwand der Krankenanstalt aus der
ambulanten Untersuchung und Behandlung mit
Ausnahme der in § 33 Abs. 2 genannten Leistun-
gen und ist eine Sondergebühr (§ 34).

(3) Der Ärztehonoraranteil ist das Honorar,
das den Ärzten für die Tätigkeit im Rahmen
der ambulanten Untersuchung und Behandlung
gebührt. Für den Ärztehonoraranteil gelten die
Bestimmungen des § 34 a sinngemäß.

(4) Die näheren Bestimmungen über die Am-
bulanzgebühren hat die Landesregierung sowohl
hinsichtlich des Anstaltsaufwandsanteils als
auch hinsichtlich des Ärztehonoraranteils durch
Verordnung zu erlassen. Vor Erlassung der Ver4

ordnung ist der Ärztekammer für Oberösterreich
und den Rechtsträgern der Krankenanstalten
Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben, Die
Ambulanzgebühr kann auf Antrag des Anstalts-
rechtsträgers pauschaliert werden, und zwar ge-
sondert nach AnstaItsaufwandsanteil und Ärzte-
honoraranteiI.

(5) Wird eine Person auf Grund des Ergebnis-
ses der ambulanten Untersuchung oder Behand-
lung am selben Tag als Pflegling in die Anstalt
aufgenommen, so ist die auf den Aufnahmetag
entfallende Ambulanzgebühr nicht zu entrfch-
ten,"

40. § 35 wird wie folgt geändert:
a) Dem Abs. 2 ist folgender Satz anzufügen:

,,§ 51 Abs. 3 des O. ö. Sozialhilfe gesetzes,
LGBI. Nr. 66/1973, bleibt unberührt."



I ..
I
t

Beilage 111/197S'zum kurzsduiftlidlen Bericht des· o. ö. Landtages,·XXI. Gesetzgebungsperiode 25

b) Im Abs. 3 ist die Zitierung ,,§§ 33 und 34"
durch die Zitierung ,,§§ 33, 34 und 34 a" zu
ersetzen.

c) Nach Abs. 3 ist folgender Absatz anzufügen:
,,(.) Die Bestimmungen der Abs. I bis 3

gelten sinngemäß bezüglich der Ambulanz-
gebühren (§ 34 b) für Personen, die gemäß
§ 32 Abs. t und 2 ambulant untersucht oder
behandelt werden."

41. § 36 Abs. I hat zu lauten:
,,(,) Die Pflege-(Sonder-)gebühren sind mit

dem Entlassungstag oder nach Bedarf mit den
letzten Tag des Monats abzurechnen und, soweit
sie nicht im vorhinein entrichtet worden sind,
ohne Verzug mittels Pflege-(Sonder-)gebühren-
rechnung zur Zahlung vorzuschreiben. Die Pfle-
ge-(Sonder-)gebühren sind mit dem Tag der
Vorschreibung fällig. Nach Abl~uf von sechs
Wochen ab dem Fälligkeitstag sind Verzugs-
zinsen in der Höhe von 8,5 v. H. zu berechnen.
In der Pflege-(Sonder-)gebührenrechnung ist
der Verpflichtete aufzufordern, den ausgewie-
senen Betrag binnen zwei Wochen zu bezahlen.
Ferner ist ein Hinweis auf die Verzugszinsen-
regelung und auf die Regelung der Abs. 4 und 7
aufzunehmen. "

42. Dem § 36 Abs. 7 ist nach dem ersten Satz fol-
gender Satz einzufügen:
"Wird innerhalb dieser Frist nicht Einspruch er-
hoben, so gilt die in der Pflege-(Sonder-)gebüh-
renrechnung festgehaltene Zahlungsverpflich-
tung als endgültig festgelegt."

43. § 36 Abs. 8 hat zu entfallen.

44. § 38 hat zu lauten:
,,§ 38.

Pflegegebühren, Sondergebührenj Festsetzung.
Die Pflegegebühren - einheitlich für die all-

gemeine Gebührenklasse und für die Sonder-
klasse - und die Sondergebühren sind von der
Landesregierung unter Bedachtnahme auf die
Ausstattung und Einrichtung, wie sie durch die
Funktion der Krankenanstalt erforderlich sind,
und die ordnungsgemäße und wirtschaftliche
Gebarung festzusetzen und im Landesgesetz-
blatt kundzumachen. In dieser Kundmachung
sind auch die gemäß § 37 ermittelten Pflege-
(Sonder-)gebühren anzuführen."

45. § 39 hat zu lautim:
,,§ 39.

PilegegebUhren, SondergebUhren;
Einheitlichkeit.

(I) Bei mehreren in ihrer Ausstattung, Ein-
richtung und Funktion gleichartigen öffentlichen
Krankenanstalten im Bereich einer Gemeinde
sind die Pflegegebühren und allIälligen Sonder-
gebühren einheitlich für diese Anstalten fest-
zusetzen.

(2) Die Pflegegebühr und die allIälligen Son-
dergebühren einer öffentlichen Krankenanstalt,
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die nicht von einer Gebietskörperschaft verwal-
tet wird, dürfen nicht niedriger sein als die
Pflege-(Sonder-)gebühren der nächstgelegenen
von einer Gebietskörperschaft betriebenen
öffentlichen Krankenanstalt mit gleichartigen
oder annähernd gleichwertigen Einrichtungen,
wie sie durch die Funktion dieser Krankenan~
stalt erforderlich sind. Die Feststellung der
Gleichartigkeit oder annähernden Gleichwertig-
keit obliegt der Landesregierung."

46. Nach § 39 ist folgender § 39 a einzufügen:

..§ 39 a.
Pflegegebilhren, SondergebühreD; besondere
Bestimmungen für ausländische Staatsangehö-

rige.
(1) Für Angehörige von Staaten, die äster-

reichische Staatsbürger ungünstiger behandeln
als ihre eigenen Staatsangehörigen, kann die
Landesregierung durch Verordnung höhere
Pflege-(Sonder-)gebühren festsetzen, wobei auf
die der Anstalt durch die Behandlung tatsäch-
lich erwachsenden Gesamtkosten Bedacht zu
nehmen ist. Dies gilt sinngemäß auch für die
Ärztehonorare (§ 34 a) und die Ärztehonorar-
anteile an den Ambulanzgebühren (§ 34 b
Abs.3).

(,j Die Aufnahme fremder Staatsangehöriger,
die sich nidlt seit mindestens sechs Monaten
ununterbrochen im Bundesgebiet aufgehalten
haben und die die voraussichtlichen Pflegege-
bühren sowie allfälligen Sondergebühren und
Ärztehonorare nient erlegen oder sicherstellen,
ist auf die Fälle der Unabweisbarkeit (§ 27
Abs. 4) beschränkt.

(3) Vor Erlassung von Maßnahmen nach Abs. 1
sind das Bundesministerium für Auswärtige An-
gelegenheiten und das Bundesministerium für
Gesundheit und Umweltschutz zu hören."

47. An die Stelle des zweiten Satzes des § 40 haben
folgende Sätze zu treten:
"Ab dem Beginn der fünften Woche ununter-
brochener Anstaltspflege - bei einer aus dem
Versidlerungsfall der Mutterschaft gewährten
Anstaltspflege bereits ab deren Beginn - hat
der Versitherungsträger auch für Angehörige
des Versitherten die Pflegegebührenersätze zur
Gänze zu entrichten. Den Pflegegebührener-
sätzen sind hinsichtlich der Kostenverteilung
Sondergebührenersätze gleichgestellt, soweit
ihre Tragung durch den Versicherungsträger in
Vereinbarungen nach § 44 Abs. 1 und 2 fest-
gelegt ist."

48. Im ersten Satz des § 41 hat der Klammeraus-
druck ,,(§ 44 Abs. 1 und 2)" zu lauten, der
zweite Satz des § 41 hat zu lauten:

"Den Pflegegebührenersätzen sind hinsichtlich
der Abgeltung Sondergebührenersätze gleich-
gestellt, soweit ihre Tragung durch den Ver-
sidlerungsträger in Vereinbarungen nach § 44
Abs. 1und 2 festgelegt ist."

..
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. ;- 49. Im Abs. I des § 42 ist das Wort "Krankheits-
gesdtichte" durch das Wort "Krankengeschich-
te". im Abs. 3 das Wort "Krankheitsgeschichten"
durm das Wort "Krankengeschichten" zu er-
setzen.

50. § 43 hat zu lauten:
,,§ 43.

Ersatz der Pflegegebühren und gewisser
Sondergebühren.

(1) Der Remtsträger der öffentlimen Kranken-
anstalt hat gegenüber dem eingewiesenen ErR

krankten und gegenüber den für ihn unterhalts-
pflichtigen Personen, soweit sich aus § 40 nichts
anderes ergibt,-keinen Anspruch auf Ersatz der
Pflegegebühren für die Dauer der vom Ver-
sicherungsträger gewährten Anstaltspflege j

gleidles gilt für Sondergebührenersätze, soweit
ihre Tragung durch den Versicherungsträger in
Vereinbarungen nam § 44 Abs. I und 2 festge-
legt ist. Jedoch haben jene eingewiesenen Er-
krankten, die gemäß § 26 Abs. 3 auf ihren
Wunsch in die Sonderklasse aufgenommen wur-
den, die Differenz zwischen den Pflegegebüh~
renersätzen (allfälligen Sondergebührenersät-
zen) der Versicherungsträger und den Pflege-
gebühren (Sondergebühren) aus eigenem zu
tragen.

(2) Nach Ablauf der vom Versicherungsträger
gewährten Anstaltspflege hat der Versicherte
für den weiteren Anstaltsaufenthalt die Kosten
zu tragen, und zwar in der Höhe der gemäß § 44
Abs. 1 und 2 vereinbarten Pflegegebührener-
sätze und allfälligen Sondergebührenersätze
sowie der sonstigen Sondergebühren.

(3) Für die Einbringung des vom Versicherten
für Angehörige gemäß § 40 zu entrichtenden
Anteiles an den Pflegegebührenersätzen und
allfälligen Sondergebührenersätzen gilt § 36
sinngemäß. "

51. § 44 hat zu lauten:
,,§ 44.

Verträge.

(1) Soweit in diesem Gesetz nichts besonde~
res bestimmt ist, sind die Beziehungen der Ver-
sicherungsträger zu den Rechtsträgern der
öffentlichen Krankenanstalten, insbesondere das
Ausmaß der von den Trägern der Sozialver-
sicherung an die Rechtsträger der Krankenan-
stalten zu entrichtenden Pflegegebühren -
unter Berücksidltigung der Abgeltung für thera-
peutische Behelfe - und allfälligen Sonderge-
bühren (§ 34 Abs. 1 und § 34 b Abs. 2) sowie die
Dauer, für welche die Pflegegebühren zu zahlen
sind, nadl Maßgabe der Bestimmungen der fol-
genden Absätze durch privatrechtliche Verträge
zu regeln.

(2) Die Verträge sind zwismen dem Haupt-
verband der österreidlischen Sozialversiche-
rungsträger im Einvernehmen mit den in Be-
tracht kommenden Versicherungsträgern einer-
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seits und dem Rechtsträger der öffentlichen
Krankenanstalt andererseits abzuschließen. Die
Verträge bedürfen zu ihrer Remtsgültigkeit der
schriftlichen Form der Abfassung. Die mit
Rechtsträgern von öffentlichen Krankenanstal-
ten, die nicht von einer Gebietskörperschaft be-
trieben werden, zu vereinbarenden Pflegege-
bührenersätze und allfälligen Sondergebühren-
~ersätze dürfen nicht niedriger sein als jene, die
vom gleichen Versicherungsträger an den Rechts-
träger der nächstgelegenen öffentlichen von einer
Gebietskörperschaft betriebenen Krankenanstalt
mit gleichartigen oder annähernd gleichwerti-
gen Einrichtungen, wie sie durch die Funktion
dieser Kr<lnkenGnstillt erforderlich sind, gele i-
stet werden. Die Verträge haben vorzusehen,
daß die Versicherungsträger den Rechtsträgern
der öffentlichen Krankenanstalten die in der
Abrechnung oder allfälligen Zwischenabrech':
nung ausgewiesenen Pflege-(Sonder-)gebühren-
ersätze binnen sechs Wochen ab Erhalt zu be-
zahlen haben und daß nach Ablauf dieser Frist
Verzugszinsen in der Höhe von 8,5 v. H. zu zah- ..
len sind.

(3) Uber Streitigkeiien, die sim zwismen dem
Rechtsträger einer Krankenanstalt einerseits
und einem Krankenversicherungsträger oder
dem Hauptverband der österreichischen Sozial·
versicherungsträger andererseits aus einem ge-
mäß Abs. 2 geschlossenen Vertrag ergeben,
entsmeidet die Smiedskommission (§ 44 a). Der
Antrag auf Entscheidung kann von jedem der
Streitteile gestellt werden.

(4) Wenn innerhalb von zwei Monaten nach
der Aufkündigung eines Vertrages ein neuer
Vertrag zwischen dem Rechtsträger der Kran-
kenanstalt und dem Hauptverband der öster-
reichischen Sozialversicherungsträger nicht zu-
standekommt, hat auf Antrag die Schiedskom-
mission (§ 44 a) mit Wirksamkeit ab der anson-
sten bewirkten Vertrags auflösung über die
gemäß Abs. 1 und 2 zu regelnden Angelegen-

~heiten zu entscheiden. Das gleiche gilt für den
Fall, daß der Rechtsträger der Krankenanstalt
oder der Hauptverband zum Abschluß eines
Vertrages aufgefordert hat, jedoch innerhalb
von zwei Monaten ein solcher Vertrag nicht zu-
standegekommen ist. Der Antrag auf Entschei-
dung kann vom Rechtsträger der Krankenan-
stalt, von der Landesregierung oder vom Hauptw
verband der österreichischen Sozialversiche-
rungsträger gestellt werden. Der Hauptverband
der österreichischen Sozialversicherungsträger
hat in den Fällen dieses Absatzes im Einver-
nehmen mit dem in Betracht kommenden Sozial-
versidlerungsträger vorzugehen.

(5) Wenn ein Antrag nam Abs. 4 vor dem
Zeitpunkt gestellt wird, zu dem der Vertrag
aufgelöst würde, bleibt der Vertrag bis zur
rechtskräftigen Entscheidung vorläufig in Kraft.
Jedoch sind für die Zeit der Rückwirkung der
beantragten Entscheidung der Schiedskommis-
sion gegen nachträgliche Verrechnung zusätz-
lieh Vorauszahlungen zu leisten, und zwar in



..

Beilage 111/1975 zum kurzsdHiftlichen Bericht des o. ö. Landtages, XXI. Gesetzgebungsperiode 29

einer Höhe, die der Steigerung der VerbraucheI4
preise während der Wirksamkeitsdauer der auf-
gelösten Vertragsbestimmungen entspricht.
Sinngemäß in gleicher Weise ist vorzugehen,
wenn im Zeitpunkt des Antrages an die Schieds-
kommission der Vertrag bereits aufgelöst war.
Bestand bisher kein Vertrag, so sind die tür die
nächstgelegene öffentliche, von einer Gebiets-
körperschaft betriebene Krankenanstalt mit
gleichartigen oder annähernd gleichwertigen
Einrichtungen in Oberösterreich geltenden Ver-
tragsbestimmungen heranzuziehen.

(6) Der Berechnung der Steigerungsrate gemäß
Abs. 5 ist der vom Osterreichischen Statistischen
Zentralamt herausgegebene "Verbraucherpreis-
index 66" bzw. ein künftig an seine Stelle tre-
tender gleichartiger Verbraucherpreisindex zu·
grundezulegen; die Landesregierung hat im
Falle einer Änderung durch Kundmachung fest-
zustellen, welcher Verbraucherpreisindex künf-
tig der Berechnung zugrundezulegen ist.

(1) Bei der Festsetzung der Höhe der Pllege-
(Sonder-)gebührenersätze nach Abs. 4 ist ins-
besondere auf die durch den Betrieb der Anstalt
entstehenden Kosten, soweit sie bei der Ermitt-
lung der Pllege-(Sonder-)gebühren zugrunde-
gelegt werden dürfen, sowie auf die finanzielle
Leistungsfähigkeit des Trägers der Krankenan-
stalt und der Krankenversicherungsträger Be-
dacht zu nehmen. Abs. 2 dritter und vierter Satz
gilt sinngemäß.

(a) Jeder Antrag an die Schiedskommission
(Abs. 3 und 4) ist der Landesregierung vom An-
tragsteller unter Darlegung des Streitfalles
gleichzeitig mit der Antragstellung bekanntzu-
geben.

(,) Gemäß Abs. 1 und 2 abgeschlossene Ver-
träge bedürfen, soweit sie sich auf Kranken-
anstalten beziehen, deren Rechtsträger nicht das
Land Oberösterreich ist, zu ihrer Rechtswirk-
samkeit der Genehmigung der Landesregierung.

(10) Genehmigungspflichlige Verträge sind
binnen zwei Wochen nach Abschluß der Landes-
regierung vorzulegen; die Vorlage durch einen
der Vertragspartner ist ausreichend. Die Geneh-
migung nach Abs. 9 gilt als erteilt, wenn die
Landesregierung nicht binnen zwei Monaten,
gerechnet vom Zeitpunkt der Vorlage, die Ge-
nehmigung schriftlich versagt. Die Genehmigung
darf nur versagt werden, wenn der Vertrag
gegen gesetzliche Bestimmungen verstößt oder
mit der Sicherstellung einer ordnungsgemäßen
Krankenanstaltspllege oder mit den Grund-
sätzen einer geordneten Wirtschaftsführung und
Gebarung der Krankenanstalt unvereinbar ist."

52. Nach § 44 ist folgender § 44 a einzufügen:
,,§ 44 a.

Schiedskommission.

(1) Die Schiedskommission wird beim Amt
der Landesregierung errichtet und besteht aus
einem Vorsitzenden und vier bzw. gemäß Z. 2
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lit. e weiteren Beisitzern. Diese Mitglieder
sind von der Landesregierung auf folgende
Weise zu bestellen:

1. Der Vorsitzende ist aus dem Kreis der Rich-
ter des Aktivstandes des Oberlandesgerich-
tes Linz zu bestellen. Vor der Bestellung hat
die Landesregierung das Einvernehmen mit
dem Präsidium des Oberlandesgerichtes Linz
herzustellen.

2. Die übrigen Mitglieder sind wie folgt zu
bestellen:
a) eines auf Vorschlag des Hauptverbandes

der österreichismen Sozialversicherungs-
träger,

b) eines auf Vorschlag der Orden, die
Rechtsträger öffentlicher Krankenanstal-
ten in Oberösterreich sind.

c) eines auf Vorschlag der oberösterreichi-
schen Gemeinden, die Rechtsträger öffent-
licher Krankenanstalten sind,

d) eines aus dem Kreis der rechtskundigen
Beamten des Aktivstandes des Amtes
der Landesregierung;

e) wenn der am Streit beteiligte Kranken-
anstaltsträger weder ein Orden noch eine
oberösterreichische Gemeinde noch das
Land Oberösterreich ist, eines auf Vor~
schlag des betreffenden Krankenanstalts-
trägers für den Rest der Amtsdauer der
übrigen Mitglieder.

Für jedes Mitglied ist für den Fall seiner
Verhinderung in gleicher Weise ein Ersatz~
mitglied zu bestellen.

(2) Wird innerhalb einer von der Landes-
regierung zu bestimmenden angemessenen Frist
von mindestens sechs Wochen kein Vorschlag
erstattet, der den im Abs. 1 Z. 2 angeführten
Voraussetzungen entspricht, so ist die Landes-
regierung bei der Bestellung des Mitgliedes
(Ersatzmitgliedes) nicht an das Vorliegen eines
Vorschlages gebunden.

(3) Die im Abs. 1 Z. 1 und Z. 2 lit. abis d be-
zeichneten Mitglieder (Ersatzmitglieder) der
Schiedskarnmission sind tür eine Amtsdauer
von drei Jahren zu bestellen. Wiederbestellun-
gen sind zulässig, und zwar auch von Mitglie-
dern nach Abs. 1 Z. 2 lit. e.

(4) Das Amt als Mitglied (Ersatzmitglied) en-
det nur mit dem Ablauf der Amtsdauer, dem
Wegfall von für die Bestellung erforderlichen
Voraussetzungen oder der rechtskräftigen Ver-
hängung einer Disziplinarstrate nach. einem ge-
setzlich geregelten Disziplinarrecht.

(,) Ein Mitglied (Ersatzmitglied) kann aus
wichtigen gesundheitlichen oder beruflichen
Gründen, durch die eine ordnungsgemäße Aus-
übung des Amtes nicht gewährleistet erscheint,
über eigenes Ansuchen vom Amt enthoben
werden.

(6) Scheidet ein Mitglied (Ersatzmitglied) vor
dem Ablauf der Amtsdauer, tür die es bestellt
wurde, aus, so ist für den Rest dieser Amtsdauer

..
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ein Mitglied (Ersatzmitglied) nadt den Bestim-
mungen der Abs. 1 und 2 nachzubestellen.

(7) Wird ein Mitglied (Ersatzmitglied) nadt
einem gesetzlich geregelten Disziplinarrecht mit
einem Beschluß der zuständigen Disziplinarkom-
mission von seinem Dienst bzw. von seiner Tä-
tigkeit suspendiert, so ruht sein Amt für die
Dauer der Suspendierung.

(8) Die Mitglieder (Ersatzmitglieder) .der
Schiedskommission sind in Ausübung ihres
Amtes unabhängig und an keine Weisungen
gebunden.

(.) Die Mitglieder (Ersatzmitglieder) der
Schiedskommission haben Anspruch auf eine
angemessene Entschädigung und Ersatz der
Reise~ und Aufenthaltskosten. Die Höhe der
Entschädigung wird durch Verordnung der Lan-
desregierung festgesetzt. Die Höhe der Reise-
und Aufenthaltskosten richtet sich nach den für
Landesbeamte der Dienstklasse VIII geltenden
Vorschriften.

(10) Auf das Verfahren vor der Schiedskom-
mission sind die Bestimmungen des Allgemei-
nen Verwaltungsverfahrensgesetzes 1950 anzu-
wenden. Unbeschadet des § 73 Abs. 1 AVG. 1950
hat die Schiedskommission ohne Verzug mög~
liehst innerhalb von drei Monaten nach Einlan-
gen des Antrages (§ 44 Abs. 3 und 4) zu ent-
scheiden.

(11) Die Schi~dskommission entscheidet iI).Se-
naten, denen der Vorsitzende und als Beisitzer

a) das auf Vorschlag des Hauptverbandes der
österreichischen Sozialversicherungsträger
hestellte Mitgiied und

b) von den Mitgiiedern gemäß Abs. 1 Z. 2 iit. b
bis e dasjenige, das nach der Art des am
Streit beteiligten Kninkenanstaltsträgers in
Betracht kommt,

angehören.

(12) Der Ablauf der Amtsdauer von Mitglie-
dern (Ersatzmitgliedern) und ein sonstiger im
Gesetz begründeter Wechsel in der Person von
Mitgliedern (Ersatzmitgliedern) stehen der Wei-
terführung eines anhängigen Verfahrens nicht
entgegen.

(13) Die Beisitzer sind zu den Sitzungen vom
Vorsitzenden unter Bekanntgabe der Tagesord~
nung rechtzeitig einzuberufen. Die Einberufung
hat schriftlich und unter Nachweis der Zustel-
lung zu erfolgen.

(14) Ein Senat ist beschlußfähig, wenn der Vor-
sitzende und die beiden Beisitzer anwesend
sind.

(15) Die Beschlüsse der Senate werden mit ein~
facher Stimmenmehrheit gefaßt. Eine Stimment-
haltung ist nicht zulässig. Der Vorsitzende gibt
seine Stimme als letzter ab.

(16) Nähere Bestimmungen über die Geschäfts-
ordnung der Sdliedskommission hat die Lan-
desregierung durch Verordnung zu erlassen.



(17) Die Entscheidungen der Schiedskommission
unterliegen weder der Aufhebung noch der Ab-
änderung im Verwaltungsweg."
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53. Im § 45 Abs. 2 haben die lit. c und d zu lauten:

"c) die Sozialversicherungsanstalt der gewerb-
lichen Wirtschaft als Träger der Pensions-
versicherung (§ 7 GSPVG.) und

d) die Sozialversicherungsanstalt der Bauern
als Träger der Pensionsversicherung (§ 8
B-PVG.)."

54. Im § 45 Abs. 3 sind die Worte "zu den Gewerb-
li ehen SeJbsUindirrenkrankenkassen U durch die
Worte "zur Sozialversicherungsanstalt der ge~
werblichen Wirtschaft als Träger der Gewerb-
lichen Selbständigen-Krankenversicherung" und
die Worte rtOsterreichischen Bauernkranken-
kasse" durch die Worte "Sozialversicherungs-
anstalt der Bauern als Träger der Krankenver-
sicherung" zu ersetzen.

55. Die Uberschrift vor § 46 sowie § 46 haben zu . __
lauten:
"Beziehungen der Rechtsträger der öffentlidten

Krankenanstalten zu den Sozlalhilleträgem.

§ 46.
EInsichtsrecht.

Für die Uberwachung der Pilegelälle durch die
So'zialhilfeträger ist § 42 sinngemäß anzuwen-
den."

56. Im § 50 Abs. 2 sind die Worte "Bundesministe-
rium für soziale Verwaltung" durch die Worte
"Bundesministerium für Gesundheit und Um-
weltschutz" zu ersetzen.

57. Im § 53 ist Abs. 2 als Abs. 3 zu bezeichnen; die
Abs. 1 und 2 haben zu lauten:

"(1) Für die Errichtung und den Betrieb pri-
vater Krankenanstalten gelten die Bestimmun- ~
gen der Hauptstücke A und B zur Gänze. Haupt- ...
stück C gilt wie folgt:
a) Leichenöffnungen (§ 30), die nicht sanltäls-

polizeilich oder gerichtlich angeordnet wur-
den, dürfen nur mit Zustimmung der näch-
sten Angehörigen des Verstorbenen vorge-
nommen werden; Leichenöffnungen dürfen
nur vorgenommen werden, wenn ein geeig-
neter Raum vorhanden istj über jede Lei-
chenöffnung ist eine Niederschrift aufzuneh-
menj

b) ferner gelten die Bestimmungen der §§ 19,
28, 32 bis 34, 34 a und 34 b sowie des § 36
Abs. 1 zweiter und dritter Satz; § 39 Abs. 2
gilt nur für gemeinnützige private Kranken-
anstalten;

c) § 23 gilt mit der Maßgabe, daß Krankenan-
stalten, deren Betrieb die Erzielung eines
Gewinnes bezweckt, die Arzneimittel aus
einer inländischen öffentlichen Apotheke zu
beziehen haben.
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(2) Hauptstüd< E gilt soweit, als seine Be-
stimmungen nicht ausdrück.lich auf öffentliche
Krankenanstalten beschränkt sind."

58. § 55 Abs. 2 hat zu lauten:

,,(2) Die mit den Rechtsträgern privater ge-
meinnütziger Krankenanstalten zu vereinbaren-
den Pflegegebührenersätze dürfen nicht niedri-
ger sein als diejenigen, die vom gleichen Ver-
sidlerungsträger an den Rechtsträger der nächst-
gelegenen öffentlichen Krankenanstalt mit
gleichartigen oder annähernd gleichwertigen
Einrichtungen, wie sie durch die Funktion dieser
Krankenanstalt erforderlich sind, geleistet weI-
den."

59. Im § 55 Abs. 4 sind die Worte "zu den Gewerb-
lichen Selbständigenkrankenkassen " durch die
Worte "zur Sozialversicherungsanstalt der ge-
werblichen Wirtschaft" und die Worte "Oster-
reichischen Bauernkrankenkasse" durch die
Worte n Sozialversicherungsanstalt der Bauern"
zu ersetzen.

Artikel II
Schluß- und Ubergangsbestimmungen

(1) Dieses Gesetz tritt, soweit im folgenden nichts
anderes bestimmt ist, mit dem seiner Kundmachung
im Landesgesetzblatt für Oberösterreich folgenden
Monatsersten in Kraft.

(2) § 33 Abs. 1 bis 3 in der Fassung des Art. I Z. 37
und § 44-Abs. 2 bis 7 in der Fassung des Art. I Z. 51
treten mit Wirkung vom 1. Jänner 1975 in Kraft.

(2) Für die Jahre 1974 und 1975 sowie für diejeni-
gen weiteren Jahre, für die der Bund Zweckzuschüsse
zum Betriebsabgang der Krankenanstalten minde-
stens mit denselben Hundertsätzen wie für das Jahr
1974 leistet, ist abweichend von den Bestimmungen
des § 47 Abs. 5 der Belagsanteil in einem Ausmaß
auszuschütten, daß für keine Krankenanstalt ein-
schließlich des Bundeszuschusses ein größerer Bei-
trag geleistet wird, als 95 v. H. des Betriebsabgan-
ges entspricht (Höchstdeckung).


